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Potsdam

Stadtverordnetenversammliung

B d -
Ny |
Landeshauptstadt

Niederschrift

5. o6ffentliche Sitzung des Ausschusses flir Finanzen

Sitzungstermin:
Sitzungsbeginn:
Sitzungsende:
Ort, Raum:

18:00 Uhr
20:20 Uhr

Mittwoch, 22.01.2020

R. 280 a, Stadthaus

Anwesend sind:
Ausschussvorsitzender
Herr Dr. Hagen Wegewitz
Ausschussmitglieder

Frau Dr. Sarah Zalfen
Frau Wiebke Bartelt

Herr Jens Dorschel

Herr Michél Berlin
Frau Dr. Anja Glnther
Herr Glnter Anger
Herr Daniel Zeller
Herr Daniel Friese

stellv. Ausschussmitglieder
Herr Gotz Thorsten Friederich
sachkundige Einwohner

Herr Dr. Nicolas Bauer

Herr Klaus-Peter Kaminski
Herr Christian Rindfleisch
Frau Dr. Ursula Schafer-Preuss
Herr Robert Sperfeld

Herr Helmar Wobeto
Herr Horst Volker Zimmermann

Beigeordnete

Herr Burkhard Exner

SPD

SPD

Blindnis 90/Die
Griinen
Blindnis 90/Die
Grinen

DIE LINKE

DIE LINKE
Cbhu

DIE aNDERE
AfD

CDU 18:00 - 19:30 Uhr

DIE aNDERE

DIE LINKE
Blrgerbindnis
SPD

Blindnis 90/Die
Griinen

AfD

Freie Demokraten

Blrgermeister,
Geschaftsbereich 1

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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Nicht anwesend sind:

zusatzliches Mitglied

Herr Wolfhard Kirsch

Vertreter des zusiatzlichen Mitgliedes

Frau Dr.med. Carmen Klockow
sachkundige Einwohner

Frau Ariane Wargowske

Frau Manuela Kiss

Schriftfiihrer/in:

Burgerbundnis Entschuldigt
Burgerbundnis Entschuldigt
CDhu Entschuldigt

Beirat fir Menschen nicht anwesend

mit Behinderungen

Frau Heike Kéthur GB Finanzen,Investitionen und Controlling

Gaste:

Frau Aubel
Frau Strobel
Herr Lenke
Herr Weise
Herr Martens
Herr Schenke
Frau Kluwe
Frau Maybaum
Frau Sattler

Beigeordnete Geschaftsbereich 2
Geschaftsstellenleiterin 103
Geschéftsstelle 103
Geschaftsbereich 4
Rechnungsprifungsamt

FB 47

FB 11

FB 11

FB 51

Herr Maal3 Geschéaftsstelle 101

Frau Ziesmer Geschéftsstelle 101

Herr Kimmel GB 4

Herr Augustin Zuschauer

Herr Jakobi MA CDU-Fraktion

Herr Oelschlager MAZ

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Eréffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemafen Ladung /

Entscheidung Uber eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des
offentlichen Teils der Sitzung vom 20.11.2019 / Feststellung der éffentlichen
Tagesordnung

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

Information zur Haushaltslage der Landeshauptstadt Potsdam
Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammiung

Strategischer Eckwertebeschluss fir die Planung des Doppelhaushaltes
2020/2021 und die mittelfristige Finanzplanung 2022 bis 2024

Vorlage: 19/SVV/1174

Einreicher: Oberburgermeister, Geschéaftsstelle 103

Grundstlcksvergabe nach Konzept und Erbbaupacht
Vorlage: 19/SVV/0608
Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Wettbewerb 'Kunst im Kreisverkehr'

Vorlage: 19/SVV/0809

Einreicher: Kathleen Krause, Ortsvorsteherin Golm
FA, KA

Potsdamer Kunst ans Licht
Vorlage: 19/SVV/1159
Einreicher: Fraktionen DIE LINKE, SPD

10.000 zusétzliche Baume flr Potsdam

Vorlage: 19/SVV/1249

Einreicher: Fraktionen Blindnis 90/Die Griinen, Die Linke
KUM, FA

Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden
Vorlage: 19/SVV/1267
Einreicher: Fraktion CDU

Untersuchung zu den Folgen einer dauerhaften Nutzung des Rechenzentrums

Vorlage: 19/SVV/1326

Einreicher: Oberburgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

PrOfergebnisse Dez. 2019 zum Beschluss "Potsdam erklart den Klimanotstand”

Vorlage: 19/SVV/1362
Einreicher: Oberblrgermeister, Koordinierungsstelle Klimaschutz

Mitteilungen der Verwaltung

Niederschrift:

Offentlicher Teil

zu 1

Eréffnung der Sitzung

Der Ausschussvorsitzende Herr Dr. Wegewitz begri3t die Ausschussmitglieder,
die Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung sowie die Gaste zur 5.
Offentlichen Sitzung des Ausschusses fir Finanzen.

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»

Seite: 3/27



zu 2

Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgeméBen Ladung /
Entscheidung liber eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des
offentlichen Teils der Sitzung vom 20.11.2019 / Feststellung der
offentlichen Tagesordnung

Der Ausschussvorsitzende stellt die ordnungsgemafie Ladung sowie die
Beschlussfahigkeit fest. Zu Beginn der Sitzung sind 9 von 9 Mitgliedern des
Ausschusses fir Finanzen anwesend.

Aufgerufen wird die dritte Niederschrift der Sitzung des Finanzausschusses vom
20.11.2019.

Herr Wobeto spricht die Ausfihrungen auf Seite 7 der Niederschrift den
vorletzten Absatz an und bittet um Kilarstellung.

Im Ergebnis einer kurzen Verstandigung wird das Wort ,bundesweit” in der 3.
Zeile des vorletzten Absatzes gestrichen. Somit lautet der Satz: ,Herr Exner
erwidert, dass dies Ubliche Praxis ist, nicht zum Stichtag bereits den Beschluss
vorliegen zu haben.”

Die Niederschrift wird mit der o. g. Anderung einstimmig bestatigt.

Der Ausschussvorsitzende gibt die ihm vorliegenden Rickstellungswinsche
bekannt:

TOP 4.2 Wunsch des GB 4 — Vorlage wird im Méarz / April 2020 eingereicht,
TOP 4.3 Wunsch der Ortsvorsteherin — bitte zurtickstellen,

TOP 4.5 Ausschuss fir Klima, Umwelt und Mobilitat - bittet um
Zurlckstellung, da noch Diskussionsbedarf.

Auch bittet der Ausschussvorsitzende im Namen von Frau Aubel darum, dass der
TOP 4.4 ,Potsdamer Kunst ans Licht” in der Reihenfolge der Abarbeitung der
Tagesordnung im Anschluss des TOP 2 behandelt wird.

Eingereicht wurde in Vorbereitung der Diskussion zum TOP 4.4 vom Vorstand
des Fordervereins des Potsdam-Museum e. V. ein Antrag auf Rederecht fr
Herrn Deinert.

Gegen diesen erhebt sich kein Widerspruch. Der TOP 4.4 wird im Anschluss des
TOP 2 aufgerufen.

Herr Dr. Wegewitz stellt die geédnderte Tagesordnung zur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 9
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung 0

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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zu3

zu4

zu 4.1

Information zur Haushaltslage der Landeshauptstadt Potsdam

Herr Dr. Wegewitz eréffnet den Tagesordnungspunkt und bittet Herrn Exner um
die Information zur aktuellen Haushaltslage der Landeshauptstadt Potsdam.

Herr Exner stellt anhand einer Power-Point-Prasentation (s. Anlage ) die aktuelle
Haushaltslage vor. In seinen Ausflihrungen spricht er insbesondere die Themen
L2Allgemeine Zuweisungen 2019“ und ,Steueraufkommen 2019“ an.

Im Anschluss werden von den Ausschussmitgliedern Fragen zum Umgang mit
Mehreinnahmen, zur Prognose 2020 und dem Thema
Personal/Personalkosten/Dauer bis zur Stellenausschreibung gestellt und von
Herrn Exner beantwortet.

Herr Rindfleisch nimmt Bezug auf seine im letzten Jahr gestellten Fragen und
spricht insbsondere die Themen ,Allgemeine Zulagen und Steuern” an. Er fihrt
aus, dass diese nicht reichen. Herr Rindfleisch bittet um Beantwortung der
Frage, wo die Konzessionsabgaben bleiben.

Herr Exner flhrt aus, dass er die von Herrn Rindfleisch gestellten Fragen bereits
in der Finanzausschusssitzung im November 2019 und teilweise im
Strategieworkshop am 23.11.2019 beantwortet habe. Herr Exner bietet Herrn
Rindfleisch dennoch ein bilaterales Gesprach an.

Herr Dr. Wegewitz bittet Herrn Rindfleich, sich mit Herrn Exner ins Benehmen zu
setzen.

Herr Dr. Wegewitz schlie3t den Tagesordnungspunkt.

Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammliung

Strategischer Eckwertebeschluss fiir die Planung des Doppelhaushaltes
2020/2021 und die mittelfristige Finanzplanung 2022 bis 2024

Vorlage: 19/SVV/1174

Einreicher: Oberbirgermeister, Geschéaftsstelle 103

Herr Dr. Wegewitz spricht die vorliegenden Anderungs- bzw. Ergénzungsantrage
an und schlagt vor, diese der Reihe nach - Eingangsdatum - zur Abstimmung zu
stellen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die AfD Fraktion ihren Anderungsantrag
zuricknimmt, da dieser durch den eingereichten Anderungsantrag der Fraktion
der Freien Demokraten mitgetragen werde.

Herr Dr. Wegewitz stellt vor Eintritt in die Abstimmung unter Hinweis auf die
bisher stattgefunden Gremiensitzungen, Veranstaltungen in Vorbereitung der
Beschlussfassung der o. g. Drucksache die Frage nach weiterem
Diskussionsbedarf.

Herr Dr. Bauer stellt den Antrag, den Punkt 1 des eingereichten
Anderungsantrages gesondert abzustimmen. Weiterhin fihrt Herr Dr. Bauer aus,

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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dass man sich , wenn man sich das Ergebnis der bisherigen Diskussionen in den
Gremien ansieht, den Strategieworkshop zur Thematik am 23.11.2019 hatte
sparen kdénnen. Aus seiner Sicht wurde das Verfahren durch zusétzliche
,Runden® wie z. B.den Strategieworkshop nur verzégert.

Herr Exner fUhrt aus, dass er Herrn Bauer so verstehe, dass er gerne die
Beschlussfassung im Dezember 2019 gehabt hatte. Herr Exner bestatigt, dass
diese urspriinglich so vorgesehen war.

Herr Friederich spricht das Verfahren, welches er so verstehe, dass mit der
Beschlussfassung der Drucksache ein sogenannter Rahmen abgesteckt werden
soll, an und fiihrt aus, dass parallel die Fraktionen aufgefordert seien, Antrage zu
stellen. Hier stelle sich die Frage, ob die vorliegenden Anderungsantrage ggf.
schon zu konkret formuliert worden sind. Herr Friederich wiinscht sich, sollte
beabsichtigt sein, solch ein Verfahren zu wiederholen, eine bessere Abstimmung
/ Kommunikation zwischen der Verwaltung und den Fraktionen. Auch sollte ein
eindeutiger Rahmen (Eckwerte, Pflichtaufgaben, Investitionen) abgesteckt
werden. (Z. B. stelle sich far ihn die Frage, warum wird ,Freiland“ genannt,
~-Museum nicht“?)

Herr Exner gibt Herrn Friederich dahingehend recht, dass es darum gehe, mit der
vorliegenden Beschlussvorlage einen Rahmen abzustecken. Herr Exner merkt
an, dass ein GroBteil der eingereichten Anderungsantrage sich auf den
Begrindungsteil der Vorlage beziehe und weist darauf hin, dass der
Begrindungsteil einer Vorlage nicht beschlossen wird.

Herr Friederich nimmt weiter Bezug auf die Diskussion im Ausschuss fir
Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des landlichen Raums und
fihrt aus, dass bis heute die hier zugesagten Informationen nicht gegeben
wurden.

AnschlieBend schlie3t sich Frau Bartelt den Ausfiihrungen von Hern Dr. Bauer
an.

Fir die zuséatzlichen Ausfihrungen Informationen in der letzten
Finanzausschusssitzung betr. Entstehung des Eckwertebeschlusses dankt sie
Frau Strobel.

Herr Zeller kritisiert ebenfalls, dass z. B. die Kultur fehle und fragt, warum die
Entscheidung verzbgert worden sei.

Frau Zalfen sieht keine Zeitverzégerung.

Herr Zimmermann spricht die Struktur der Vorlage an und stellt sich vor, die
Vorlage ware mit 7 Themenschwerpunkten und nur einer halben Seite
Begriindung in die Stadtverordnetenversammlung eingereicht worden. Dann
wirden Fragen aufkommen, wie man zu den einzelnen Zahlen kommt.

Herr Exner dankt abschlieBend Herrn Zimmermann fur seine Darlegungen und
fOhrt aus, dass man sich fir eine Form entschieden habe — 39 Seiten
transparente Darstellung, Gesamtbudget und ausfiihrliche Begriindung. Sollten
die vorgegebenen Budgets / Planzahlen eingehalten werden, bestehe auch eine
Genehmigungsaussicht fir den Wirtschaftsplan KIS.

Herr Dr. Wegewitz stellt die vorliegenden Anderungs- bzw. Ergénzungsantrage
zur Abstimmung.

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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Erganzungsantrag der Fraktion DIE aNDERE:

Punkt 1 a wird gesondert abgestimmt:
3/3/3

Erganzungsantrag ohne Punkt 1 a:
3/6/0

Anderungsantrag Freie Demokraten:
1/6/1

Anderungsantrag der Fraktionen SPD, Biindnis 90/Die Griinen, Die LINKE:
6/2/1

Anderungsantrage der CDU:

Die vorliegenden Anderungsantrage der CDU-Fraktion wurden alle abgelehnt.

Herr Dr. Wegewitz stellt die DS 19/SVV/1174 zur Abstimmung.

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

1. Die aus den Allgemeinen Finanzierungsmitteln als Finanzrahmen
abgeleiteten Strategischen Eckwerte je Geschéftsbereich fir die
Haushaltsjahre 2020 und 2021 sowie fir die mittelfristige Finanzplanung
2022 bis 2024 (siehe Anlage, Tabelle 2). Leitgedanke bei der Ableitung ist
die Sicherstellung der dauerhaften Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Potsdam.

2. Es gelten die folgenden funf strategischen Themenfelder, welche innerhalb
der Eckwerte finanziell zu beriicksichtigen sind:

= Die Landeshauptstadt Potsdam als attraktiver Arbeitgeber und
Dienstleister

Umweltgerechte Mobilitat
Bezahlbares Wohnen und nachhaltige Quartiersentwicklung
» Moderne Bildungsinfrastruktur

= Konzeptionierung, Entwicklung und Erstellung einer 10-Jahres-
Investitionsplanung flr die Landeshauptstadt Potsdam

3. Unter Einhaltung dieser finanziellen und strategischen Vorgaben wird dem
Investitionshaushalt 2020/2021 und der mittelfristigen Investitionsplanung
bis 2024 jeweils jahrlich ein Eigenmittelanteil von rd. 40 Mio. EUR (kumuliert:
200 Mio. EUR) zur Verfigung gestellt.

4. Zur notwendigen  Absicherung  pflichtiger  Leistungen  kénnen
haushaltsneutrale Umschichtungen zwischen den Geschéftsbereichs-
Budgets vorgenommen werden.

5. Zur Absicherung und Aufrechterhaltung eines madglichst breiten kommunalen
Leistungsangebotes sind Ertragsmoglichkeiten adaquat auszuschdpfen.

6. Etwaige Veradnderungen bei nicht zahlungswirksamen Ertrdgen und
Aufwendungen gegenuber dem Planungsstand dieses Eckwertebeschlusses
ermachtigen nicht zur Planung zusétzlicher zahlungswirksamer Ertrdge und

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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zu 4.2

zu 4.3

Aufwendungen.

7. Die Anstrengungen zur freiwilligen Haushaltskonsolidierung (siehe
Beschluss der StVV vom 07.03.2018 DS 17/SVV/0953) werden mit dem
Schwerpunkt Aufgabenkritik fortgefihrt.

Die DS 19/SVV/1174 wird unter Berlicksichtigung des Anderungsantrages der
Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Griinen, Die LINKE vom 4.12.2019 in
geanderter Form zur Beschlussfassung empfohlen.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 2
Stimmenthaltung: 1

Grundstiicksvergabe nach Konzept und Erbbaupacht
Vorlage: 19/SVV/0608
Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Die Drucksache wird auf Wunsch des Geschaftsbereiches 4 — Stadtentwicklung,
Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des landlichen Raumes zurtickgestellt.

Die Stadtverordnetenversammlung mdge beschlieen:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, die Leitlinie Grundsticksverkdufe zu
Uberarbeiten.

Die Mdglichkeit von Konzeptausschreibungen soll vorrangig in die Richtlinie
aufgenommen werden. Damit sollen auch klar definierte, nachvollziehbare
Bedingungen bei Vergabe nach Konzept formuliert werden. Ferner soll die
Vergabe in der Regel in Erbbaupacht erfolgen.

Die Uberarbeitete Richtlinie ist der Stadtverordnetenversammlung im ersten
Quartal 2020 vorzulegen.

Wettbewerb 'Kunst im Kreisverkehr'

Vorlage: 19/SVV/0809

Einreicher: Kathleen Krause, Ortsvorsteherin Golm
FA, KA

Die Drucksache wird auf Wunsch der Ortsvorsteherin zuriickgestellt.
Die Stadtverordnetenversammlung mdge beschlieBen:

Fir den Ortsteil Golm soll fir die bestehenden zwei Kreisverkehre ein
Wettbewerb ,Kunst im Kreisverkehr" vorgenommen werden.

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
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zu 4.4

Potsdamer Kunst ans Licht
Vorlage: 19/SVV/1159
Einreicher: Fraktionen DIE LINKE, SPD

Herr Dr.Wegewitz erteilt Herrn Deinert das Rederecht.

Herr Deinert tragt das Anliegen des Foérdervereins Potsdam-Museum e. V. in
Vertretung des hauptamtlichen Vorsitzenden vor. In seinen Ausfihrungen bezieht
sich Herr Deinert auf die Museumssituation der Landeshauptstadt Potsdam im
Vergleich zu den Stadten Dresden und Dortmund sowie die Organisation und
Durchfihrung von Veranstaltungen wie z. B. Sonderausstellungen. Diese kénnen
aus Platzgrinden nur temporéar gezeigt werden. Herr Deinert informiert, dass das
Potsdam Museum — Forum fir Kunst und Geschichte mit rd. 270.000 Objekten
eine der gréBten kunst- und kulturgeschichtlichen Sammlungen Brandenburgs
besitzt. Herr Deinert fihrt aus, dass der Oberbirgermeister, Herr Mike Schubert
sich fur den Anbau des Museums bereits ausgesprochen habe. Er bittet darum,
auch mit Verweis zum Barbarini, den vorliegenden Antrag nicht abzulehnen. Herr
Deinert bittet die Ausschussmitglieder und Stadtverordneten um Prifung des
Anliegens.

Herr Dr. Wegewitz dankt Herrn Deinert fir seine Ausfihrungen und bittet Frau
Aubel um ihre Stellungnahme, Hinweise.

Frau Aubel schlie3t sich den Ausfihrungen von Herrn Deinert an und wirde es
begriiBen, wenn die Mitglieder des Finanzausschusses sich dem Votum des
Kulturausschusses anschlieBen kdnnten. Der Oberbirgermeister wird
aufgefordert, eine Machbarkeitsstudie zur Realisierung einer rdumlichen
Erweiterung des bestehenden Baus des Potsdam Museums zu erstellen, um
Schlusselwerke der stadtischen Kunstsammlung dauerhaft zu prasentieren,
zugleich ist das Angebot der Genossenschaft ,Karl Marx“ fir das Potsdam
Museum zu prufen.

Die Machbarkeitsstudie (stadtebauliche Realisierbarkeit) wiirde Netto ca. 10.000
—12.000 € kosten. Frau Aubel weist darauf hin, dass die vorgegebene
Zeitschiene geédndert werden musste. Sie schlagt vor - 1. Quartal 2020 wird in 3.
Quartal 2020 geandert. AbschlieBend spricht sich Frau Aubel fir die
Machbarkeitsstudie aus und erklart, dass man prifen misse, was anzubauen
ware und was geht.

Die noch offenen Fragen hinsichtlich der Machbarkeitsstudie werden von Frau
Aubel beantwortet.

Herr Dr. Wegewitz stellt die Drucksache in geénderten Fassung zur Abstimmung.

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Der Oberbirgermeister wird aufgefordert, eine Machbarkeitsstudie zur
Realisierung einer rdumlichen Erweiterung des bestehenden Baus des Potsdam
Museums zu erstellen, um Schlisselwerke der stédtischen Kunstsammlung
dauerhaft zu prasentieren. Zugleich ist das Angebot der Genossenschaft Karl
Marx zu prifen.

Die Stadtverordnetenversammliung ist im 3. Quartal 2020 Uber den Stand zu
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zu 4.5

informieren.

Der Finanzausschuss empfiehilt:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Der Oberblrgermeister wird aufgefordert, eine Machbarkeitsstudie zur
Realisierung einer raumlichen Erweiterung des bestehenden Baus des Potsdam
Museums zu erstellen, um Schlisselwerke der stadtischen Kunstsammlung
dauerhaft zu prasentieren, zugleich ist das Angebot der Genossenschaft
»Karl Marx“ fir das Potsdam Museum zu priifen.

Die Stadtverordnetenversammlung ist im 3. Quartal 2020 tiber den Stand zu
informieren.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 9
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 0

10.000 zusatzliche Baume fiir Potsdam

Vorlage: 19/SVV/1249

Einreicher: Fraktionen Blindnis 90/Die Griinen, Die Linke
KUM, FA

Die Drucksache wird auf Wunsch des Ausschusses fur Klima, Umwelt und
Mobilitat zurtckgestellt.

Die Stadtverordnetenversammlung mdge beschlieBen:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt zu prifen, wie bis zum Ablauf der
aktuellen Wahlperiode in Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen in der
Stadtverwaltung und mit Beteiligung der Blrgerinnen und Bilrger in Potsdam
zusatzlich zu den vorgesehenen AusgleichsmaBnahmen 10.000 neue Bdume im
Stadtgebiet gepflanzt werden kénnen.

Hierbei sind insbesondere &ffentliche Grinanlagen, Parks, der 6ffentliche
StraBenraum sowie Freiflachen auf Grundstlicken in 6ffentlicher Hand (z.B.
Verwaltungsgebduden oder 6ffentliche Einrichtungen) sowie in zentralen Lagen
der Stadtteile und -zentren zu berlcksichtigen. Auch die Nachpflanzung von
Baumen auf im StraBenraum vorgesehenen Baumstandorten, an denen derzeit
keine Baume stehen, soll konsequent vorangebracht werden.

Das Grunflachenamt bekommt fir die Planung und Umsetzung von Neu- und
Nachpflanzungen, der Baumpflege und der Verkehrssicherung zwei zusatzliche
Stellen.

Der Stadtverordnetenversammliung ist im April 2020 Bericht zu erstatten.
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zZu 4.6

Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden
Vorlage: 19/SVV/1267
Einreicher: Fraktion CDU

Herr Dr. Wegewitz nimmt Bezug auf die durch die Fraktion Bindnis 90/Die
Grlnen eingereichte neue Fassung des Antrages und bittet Herrn Dérschel um
Einbringung.

Herr Dorschel bringt die neue Fassung ein.

Frau Kluwe, Bereichsleiterin Steuern, informiert zum Sachstand aus Sicht der
Verwaltung in Abstimmung mit dem Ordnungsamt. Die geschéatzten
Mindereinnahmen zur beantragten Befreiung von Jagdgebrauchshunden beziffert
Frau Kluwe bei 700 potentiellen Antragstellern auf ca. 76.000 €. Zur nicht
steuerbaren gewerblichen Hundehaltung nimmt Frau Kluwe in ihren
Ausflihrungen u. a. Bezug auf den § 1 Abs. 2 Satz 2 der Hundesteuersatzung.

Herr Dr. Wegewitz verweist in der sich anschlieBenden Diskussion erganzend auf
den Art. 105 Abs. 2a des Grundgesetzes.

Herr Dr. Wegewitz bittet Frau Kluwe um Prifung der genannten Zahlen -
Antragsteller, aktive Jager, Mindereinnahmen -, da diese von einigen
Ausschussmitgliedern nicht nachvollzogen werden kénnen.

In der weiteren Diskussion fuhrt Frau Bartelt aus, dass unter bestimmten
Bedingungen / Voraussetzungen Steuerverglnstigungen erteilt werden und nennt
die Punkte: ,Jagd muss aktiv ausgelbt werden in Potsdam“ und ,Hund muss
gepruft sein®. Weiterhin bittet sie darum, dass Potsdam sich solidarisch mit dem
Umland zeigt.

Herr Dérschel fahrt aus, dass Vorurteile gegen die Jagd sehr grof3 seien. Das sei
sehr bedauerlich.

Frau Dr. Gunther bittet kontrovers in die Diskussion zur Frage : ,Muss man
schieBBen oder nicht“ zu gehen. Hier sollte die Frage: ,Wie wichtig ist der
Abschuss?“ beantwortet werden.

Herr Anger bittet um Zuriickstellung des Antrages. Die antragstellende Fraktion
stellt ihren Antrag zurlck.

Herr Dr. Wegewitz schlie3t den Tagesordnungspunkt.

Die vorliegende Drucksache wird zurtickgestellt.

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Hundesteuersatzung der
Landeshauptstadt Potsdam dahingehend zu &ndern, dass Jagdgebrauchshunde
mit Brauchbarkeitsprifung grundsatzlich von der Hundesteuer befreit sind.
Unabhangig davon, wo der JagdauslUbungsberechtigte mit giltigem Jagdschein
die Jagd ausubt.
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zu 4.7 Untersuchung zu den Folgen einer dauerhaften Nutzung des
Rechenzentrums
Vorlage: 19/SVV/1326
Einreicher: Oberbirgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Herr Dr. Wegewitz bittet Herrn Kimmel um seine Ausfihrungen.

Herr Kimmel stellt mit Hilfe einer Power-Point-Prasentation (s. Anlage)
hinsichtlich der Machbarkeitsuntersuchung zur Wirtschaftlichkeit einer
dauerhaften Nutzung des Rechenzentrums die Grundlagen und
Herangehensweise, die Varianten 1 und 2, die kalkulatorischen Baukosten, die
kalkulatorischen Nettokaltmieten (Variante 1 und 2) sowie das Ergebnis vor.
Erganzend informiert Herr Kimmel anschlieBend zur Férdermittelproblematik (s.
Anlage).

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Mit dem Beschluss 19/SVV/0342 wurde der Oberblrgermeister beauftragt
zu untersuchen, welche Folgen eine dauerhafte Nutzung des
Rechenzentrums mit Begrenzung auf das stadtische Grundstiick hétte.

Die Ergebnisse der Untersuchung werden mit der Vorlage mitgeteilt.

Rahmenbedingungen
Folgende Rahmenbedingungen waren im Rahmen der Untersuchung zu
beachten.

Bestehende Sanierungsziele

Fur das Areal des Rechenzentrums ist als Sanierungsziel eine

stadtebauliche Neuordnung orientiert am historischen Stadtgrundriss

beschlossen.

Die Sanierungsziele sind planungsrechtlich im B-Plan Nr. 1 "Neuer

Markt/Plantage" gesichert. Konkret trifft der Bebauungsplan folgende

Festsetzungen:

e Auf dem Grundstick des Gebdudes ist im Westen eine
StraBenverkehrsfliche  vorgesehen, mit der auch eine
Wiederherstellung des historischen Verlaufs der Dortustra3e und des
Stadtkanals mdglich wird.

e |Im Bereich des Nordfligels des Gebaudes ist der Bau der neuen
Plantage als offentliche Parkanlage vorgesehen, wovon der 1.
Bauabschnitt bereits umgesetzt ist.

e Im Bereich des Ostfligels steht das Gebaude auf dem flir das
Kirchenschiff der Garnisonkirche vorgesehenen Baufeld mit der
Zweckbestimmung "Anlagen fir kulturelle und kirchliche Zwecke".

e Im sidlichen Bereich des Gebaudes ist zwischen Plantage und Breiter
StraBe die Anlage eines Stadtplatzes als Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung vorgesehen.

Die Sanierungsziele sind bereits in Teilen umgesetzt. Die ehemalige Kantine
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sowie das Produktionsgebaude des Rechenzentrums sind rlickgebaut, der 1.
Bauabschnitt der Plantage ist fertiggestellt. Die Umsetzung des 2.
Bauabschnitts der Plantage wird derzeit vorbereitet.

Bauordnungsrecht

Das Bauvorhaben zur Wiedererrichtung des Kirchturms der Garnisonkirche
hat eine glltige Baugenehmigung. Da  Abstandsflachen  und
Brandschutzabstédnde zwischen dem Turm und dem Verwaltungsgebaude
des Rechenzentrums nicht eingehalten werden, wurde eine befristete
bauordnungsrechtliche Duldung des Parallelbetriebs durch die Untere
Bauaufsicht bis 31.12.2023 ausgesprochen. Eine Verldngerung ist nicht
maoglich.

Die temporare Zwischennutzung des Verwaltungsgebaudes des
Rechenzentrums ist ebenfalls bauordnungsrechtlich geduldet. Nutzungen
Uber die als Blro- und Verwaltungsgebdude hinaus sind nicht zulassig.
Brandschutztechnische MaBnahmen am Gebdude, die im Zuge der
Verlangerung der Zwischennutzung derzeit umgesetzt werden, umfassen
lediglich die Mindestanforderungen, die fur eine temporére Nutzung bis Ende
2023 erforderlich sind.

Eine dauerhafte Weiternutzung des Gebaudes wirde eine grundlegende
Sanierung des Gebaudes erfordern.

Rechte der Stiftung Garnisonkirche

Die Stiftung Garnisonkirche ist berechtigt, den Rickbau des
Verwaltungsgebdudes des Rechenzentrums in dem Umfang zu verlangen,
welcher zur Realisierung eines konkreten Bauabschnitts beim Wiederaufbau
der Garnisonkirche erforderlich ist. In diesem Fall kénnte die Stiftung bereits
den Abschluss oder die Verlangerung von Mietvertrdgen im
Verwaltungsgebdude des Rechenzentrums verweigern. Die Stiftung hat einer
befristeten Nutzung bis 31.12.2023 zugestimmt und verzichtet bis zu diesem
Zeitpunkt auf ein Ruckbauverlangen.

Finanzierung Treuhandvermégen

Das Grundstick des Rechenzentrums wurde vom Sanierungstrager im
Rahmen der SanierungsmaBnahme Potsdamer Mitte erworben und ist
Bestandteil des Treuhandvermdgens.

Die Grundstlicke des Treuhandvermégens sind im Sinne der Sanierungsziele
einzusetzen. D.h. bebaubare, wirtschaftlich verwertbar Grundstiicke sind zu
verauBern. Grundstlicke auf denen im Rahmen der SanierungsmaBnahme
offentliche Freiflachen und Grinflachen hergestellt wurden, werden nach
Abschluss der SanierungsmaBnahme auf die Landeshauptstadt Gbertragen.

Bei einem Erhalt des Verwaltungsgebaudes des Rechenzentrums ware das
Grundstlick, entgegen der bisherigen Sanierungsziele, wirtschaftlich
verwertbar und demzufolge zu verauf3ern.

Bei einem Verkauf ware der sanierungsbedingte Neuordnungswert fir das
Grundstiick zu zahlen. Der Neuordnungswert wére in einem Wertgutachten
zu ermitteln.

Bei einer Ubertragung bzw. VerduBerung an die Landeshauptstadt ware
ebenfalls ein Ausgleich des Treuhandvermdgens erforderlich. Die Héhe des
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Ausgleichs entspricht dem dann giltigen Bodenwert unter Berlcksichtigung
von Bindungen flr das Grundstick.

Herangehensweise

Im Sinne des Prifauftrags wurden in  einer gutachterlichen
Machbarkeitsuntersuchung (Anlage 1) zwei stadtebauliche Varianten und
deren Wirtschaftlichkeit untersucht, die einen Teilerhalt des Gebaudes unter
eigentumsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Aspekten berlcksichtigen.

Variante 1 berlcksichtigt den Teilrlickbau, der erforderlich ware, um einen
Neubau eines Kirchenschiffs in den historischen Abmessungen zu
ermoglichen und die bauordnungsrechtlich notwendigen Abstandsflachen
einzuhalten.

In Variante 2 ist neben dem Teilrickbau zugunsten des mdglichen
Kirchenschiffs auch ein Rickbau zur Umsetzung bzw. Wiederherstellung des
Querschnitts der DortustraBe gemaB den Festsetzungen im rechtskraftigen
Bebauungsplans Nr. 1 "Neuer Markt/Plantage" einschlieBlich des Raumes
des Stadtkanals berlcksichtigt.

Losgeldést von den Rahmenbedingungen und damit als theoretische
Annahme, wurde auch ein vollstédndiger Erhalt des Verwaltungsgebaudes des
Rechenzentrums im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zum
Vergleich betrachtet. Nicht berticksichtigt wurden in diesem Zusammenhang
etwaige bei einem Kompletterhalt bauordnungsrechtlich notwendige
MaBnahmen (u.a. Belichtung, mégliche bauliche Verbindung Kirchturm und
Rechenzentrum).

Fdr die Varianten wurden die wesentlichen notwendigen MaBnahmen und
deren Kosten ermittelt.

Grundlage fir die Ermittlung der Wirtschaftlichkeit aller Varianten ist eine
Sanierung des Gebaudes bzw. der zu erhaltenden Teile.

Die finanziellen Auswirkungen des mdglichen Grundstickserwerbs auf die
Wirtschatftlichkeit / Mietpreisentwicklung in den Varianten wurde nicht
berlcksichtigt und sind nachtraglich mit einzurechnen, da weder eine
GrundstlcksgréBe noch Bindungen zum gegenwartigen Zeitpunkt verbindlich
zu benennen sind.

Vertiefende stadtebauliche Untersuchungen wurden im Rahmen der
Untersuchung nicht erarbeitet.

Ergebnisse der Wirtschaftlichkeit/Mietpreisentwicklung

Aufgrund der Sanierungskosten und der mit einem Teilrlickbau verbundenen
notwendigen MaBnahmen sowie Verschlechterung der Gebaudeeffizienz
ergeben sich fir die Variante 1 und Variante 2 folgende Baukosten je gm
Nutzflache. Aufgrund etwaiger Unwagbarkeiten wurde auch eine Spreizung
der Baukosten um 20% vorgenommen.

Variante 1: 2.617 €/gm (2.147 €/gm bei -20% Minderkosten, 3.087 €/gm bei
+20% Mehrkosten)
Variante 2: 4.142 €/gm (3.387 €/gm bei -20% Minderkosten, 4.897 €/gm bei
+20% Mehrkosten)

Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
Seite: 14/27



Selbst bei angenommenen Minderkosten in Hbéhe von 20% sind die
Baukosten aufgrund der Verschlechterung der Gebaudeeffizienz
wirtschaftlich nicht tragfahig.

Durch die Baukosten, den erforderlichen Teilrickbau und die damit
verbundene Reduzierung der Nutzflache (1.930 gm bei Variante 1, 3.700 gm
bei Variante 2) ergibt sich folgende kalkulatorische durchschnittliche
Nettokaltmiete je gm Nutzflache.

Variante 1: 15,26 €/gm (12,38 €/gm bei -20% Minderkosten, 18,13 €/gm bei
+20% Mehrkosten)
Variante 2: 24,29 €/gm (19,68 €/gm bei -20% Minderkosten, 28,90 €/gm bei
+20% Mehrkosten)

Die nach Umsetzung einer der Varianten durchschnittliche Nettokaltmieten
wirde damit Uber den Anfangsnettokaltmieten von durchschnittlich 9 €/gm fur
die kleinteilige Kultur- und Kreativwirtschaft gesicherten Flachen im geplanten
KreativQuartier liegen.

Im Fall des theoretischen Erhalts des gesamten Gebaudes wirden sich
Baukosten je gm Nutzflache in Héhe von 1.931 € ergeben. Die
durchschnittliche Nettokaltmiete lage bei 12,63 €/gm Nutzflache. Auch unter
der Annahme von -20% Minderkosten I&agen die Nettokaltmiete mit 10,27
€/gm 1,27 € Uber der Anfangsnettokaltmiete im geplanten KreativQuartier.

Konsequenzen zu den Varianten und weitergehende Erfordernisse
Konsequenzen bei Umsetzung Variante 1:
e Steigerung der Nettokaltmieten im Rechenzentrum auf 15,26 €/gm
(12,38 €/gm bei -20% Minderkosten, 18,13 €/gm bei +20% Mehrkosten)
e Die Umsetzung der Plantage in voller GrdBe entsprechend dem
Ergebnis des landschaftsplanerischen Wettbewerbs ware nicht méglich
e Die Wiederherstellung der historischen Breite der DortustraBe und
damit des historischen Stadtgrundrisses mit Stadtkanal wére nicht
maoglich
e Die Flache des Stadtplatzes zwischen Breiter StraBe und Plantage
wirde sich verringern, die Funktion als verbindender Stadtplatz zur
Grinflache Plantage wére nicht mehr gegeben
o Verkauf des Grundstiicks oder bei Ubertragung an LHP mit finanziellem
Ausgleich im Treuhandvermdégen

Folgende Schritte waren fur eine Umsetzung der Variante 1 notwendig:

e Beschluss zur Anpassung der Sanierungsziele

e Anpassung des Entwurfs 2. und 3. Bauabschnitt Plantage

e Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 "Neuer Markt/Plantage”

e Stadtebaulicher Wettbewerb zur Gestaltung des Vorplatzes zwischen
Rechenzentrum und Breiter StraBe

e Berucksichtigung des Rechenzentrums im Rahmen der Sanierung der
DortustraBe und der Wiedersichtbarmachung des Stadtkanals

e Entscheidung zum Verkauf oder Verbleib im kommunalen Eigentum —
ggf. Grundsticksvergabeverfahren oder finanzieller Ausgleich im
Treuhandvermdgen

e Vertiefende Studien und Gutachten

Die Umsetzung der Variante 2 hatte folgende Konsequenzen:
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zu 4.8

e Steigerung der Nettokaltmiete im Rechenzentrum auf 24,29 €/gm
(19,68 €/gm bei -20% Minderkosten, 28,90 €/gm bei +20% Mehrkosten)

e Die Umsetzung der Plantage in voller GrdBe entsprechend dem
Ergebnis des landschaftsplanerischen Wettbewerbs ware nicht méglich

e Die Flache des Stadtplatzes zwischen Breiter StraBe und Plantage
wurde sich verringern, die Funktion als verbindender Stadtplatz zur
Grinflache Plantage wére nicht mehr gegeben

o Verkauf des Grundstiicks oder bei Ubertragung an LHP mit finanziellem
Ausgleich im Treuhandvermdégen

Folgende Schritte waren fur eine Umsetzung der Variante 2 notwendig:

e Beschluss zur Anpassung der Sanierungsziele

e Anpassung des Entwurfs 2. und 3. Bauabschnitt Plantage

e Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 "Neuer Markt/Plantage"

e Stadtebaulicher Wettbewerb zur Gestaltung des Vorplatzes zwischen
Rechenzentrum und Breiter StraBBe

e Entscheidung zum Verkauf oder Verbleib im kommunalen Eigentum —
ggf. Grundsticksvergabeverfahren oder finanzieller Ausgleich im
Treuhandvermdgen

e Vertiefende Studien und Gutachten

Die Drucksache wird von den Ausschussmitgliedern zur Kenntnis genommen.

Prufergebnisse Dez. 2019 zum Beschluss "Potsdam erklart den
Klimanotstand"

Vorlage: 19/SVV/1362

Einreicher: Oberbirgermeister, Koordinierungsstelle Klimaschutz

Herr Kiimmel flihrt aus, dass eine Einbringung der Drucksache aus seiner Sicht
nicht erforderlich ist er aber gerne Fragen beantworten wird.

Herr Kimmel fihrt aus, dass es sich hier um einen Zwischenbericht handelt. Flr
Mai / Juni 2020 sei eine weitere Berichterstattung vorgesehen.

Herr Dr. Bauer fragt nach der Stelle des ,Radwegbeauftragten”. Hier mdchte er
wissen, ob es eine neue Stelle geben werde oder ob die Aufgaben einer anderen,
bereits vorhandenen Stelle tibertragen werden. Herr Kimmel flihrt aus, dass
diese Fragen noch nicht endgultig geklart seien.

Herr Dérschel spricht die Festsetzung von Klimaschutzzielen in B-Planen an und
bittet um Prifung .

Frau Dr. Gunther mdchte wissen, welche Bereiche an der Erstellung der Vorlage
mitgearbeitet haben und fragt, ob es Stadte gibt, an denen sich die
Landeshauptstadt Potsdam orientieren kdnne.

Herr Kimmel fihrt aus, dass er es so verstanden habe, dass sich alle betroffenen
Stadte verstandigen. Hinsichtlich der Gestaltung der B-Plane stellt Herr Kimmel
klar, dass nur die Dinge festgelegt werden kdnnen, wo auch die entsprechenden
rechtlichen Grundlagen vorliegen.
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AbschlieBend spricht Herr Zeller das Thema ,Baumschutz®, hier insbesondere
den Mehraufwand fir die Bestandshaltung und Pflege an und stellt die Frage
nach der personellen Starkung der Unteren Naturschutzbehérde.

Herr Dr. Wegewitz schlie3t den Tagesordnungspunk.

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Die gemaf Beschluss 19/SVV/0543 — Potsdam erklart den Klimanotstand — bis
Dezember 2019 vorzulegenden Prifergebnisse zu den Punken:

A) Festsetzung von Klimaschutzzielen in B-Plédnen
C) Energiemanagement flr stédtische Geb&ude
E) Starkung des Radverkehrsbeauftragten

F) Starkung des Baum- und Grinschutzes

Prifergebnisse Dezember 2019 zum Beschluss
,Potsdam erklart den Klimanotstand® (19/SVV/0543)

Federfuhrend: Koordinierungsstelle Klimaschutz

1 Verstandnis des stufenweisen Prifverfahrens und
Zusammenfassung der ersten Priifergebnisse

19/SVV/0543 enthalt 10 Prifauftrage mit unterschiedlichen Fristen. Zu Dezember
2019 sind die Punkte A), C), E) und F) terminiert. Die Weiteren zu Marz und Mai
2020.

Mit der jetzigen Mitteilungsvorlage wird zu den o.g. Punkten der geforderte
Sachstand dargelegt. Zu Marz und Mai 2020 werden die weiteren Prifergebnisse
ebenfalls mitgeteilt. Die einzelnen Prifpunkte hangen teilweise voneinander ab,
z.B. B) ,Treibhausgasneutrale Energieversorgung von Neubauten“ und A)
,Festsetzung von Klimaschutzzielen in B-planen®. Die Mitteilungsvorlagen werden
daher von Dezember 2019 bis Mai 2020 sukzessive ,verdichtet®.

AbschlieBend wird die Verwaltung im Mai 2020 einen Beschlussvorschlag zu den
resultierenden Schritten vorlegen.

Es zeichnet sich ab, dass zu Punkt I) ,Klimaauswirkungen bei allen Beschllissen
berlcksichtigen* bis Marz 2020 der geforderte Verfahrensvorschlag nicht
ausreichend fundiert erarbeitet werden kann (Fertigstellung Entwurf Ende Januar
notig). Die laufenden Abstimmungen mit dem Stédtetag, dem DIfU und anderen
Klimanotstandskommunen benétigen vsl. etwas langer, so dass die Verwaltung
zu diesem Punkt vsl. einen Aufschub bis Mai 2020 beantragen wird.

Im Zuge der hier zu Dezember vorgelegten Prifungen ist deutlich geworden,
dass zu einigen Prifpunkten die vorhandenen oder bereits geplanten Ressourcen
aus Sicht der Verwaltung ausreichend sind, z.B. zum Energiemanagement. Zu
anderen Punkten, v.a. zu Klimaschutz in der Stadtplanung, ist deutlich erhéhter
Personalbedarf zu erwarten. Dieser muss bis Marz 2020 noch konkretisiert
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werden.

Die bisherigen Recherchen zu den in Marz und Mai 2020 vorzulegenden
Prifungen lassen weiteren Personalbedarf erwarten, v.a. zur BerUcksichtigung
der Klimaauswirkungen bei Beschlissen (Punkt I) sowie Ubergreifend in den
Bereichen Monitoring, Geoinformationssysteme und Beteiligung.

Die wesentlichen Prufergebnisse zu den einzelnen Dezember-Punkten sind
folgende.

A) Festsetzung von Klimaschutzzielen in B-Plédnen

Die malgebendsten Instrumente zur Verankerung von verbindlichen
Klimazielen in stadtebaulichen  Planungen sind  Stadtebauliche
GesamtmaBnahmen, stadtebauliche Vertrage und Grundstiickskaufvertrage.
Deutlich eingeschrankt ist dies bei Bebauungsplanen, Flachennutzungsplan,
informellen Planungen sowie Denkmal- und Gestaltungssatzungen mdglich.
Zu Zielkonflikten zu bezahlbaren Mieten und geférdertem Wohnbau sind
aufgrund der hohen Komplexitdt des Themas weitere Prifungen und
Abstimmungen bis Méarz 2020 nétig (in engem Zusammenhang mit der
Prifung zu B) ,Treibhausgasneutrale Energieversorgung von Neubauten®).
Zur Vorbereitung und Umsetzung von Satzungsbeschliissen sind zusétzliche
Personalstellen nétig.

C) Energiemanagement flr stédtische Geb&aude

Die aus Forschung und Best-Practice empfohlene GréBenordnung von drei
Personalstellen im Energiemanagement des KIS wird dort stellenplanméBig
erflllt. Eine vierte Stelle ist aufgrund der Herausforderungen der
wachsenden sozialen Infrastruktur vorgesehen. Mit diesem Stellenumfang ist
erfahrungsgeman noch immer eine hdéhere Kosteneinsparung ggl. den
Personalkosten zu erwarten.

E) Starkung des Radverkehrsbeauftragten [plus  Einrichtung Stelle
Mobilitditsmanagement]

Zur Stelle Mobilitdtsmanagement ist noch klarzustellen, ob es sich hier um
eine zusatzliche Stelle handelt oder ob eine bestehende Stelle umgewandelt
werden soll. Das Stellenprofil ist erarbeitet. Die Beschleunigung des
Radverkehrskonzepts kann mit der Erhéhung der Sachmittel und einer
korrespondierenden Erhdéhung der Personalstellen zur Umsetzung erreicht
werden.

F) Starkung des Baum- und Griinschutzes

Um eingehende Anzeigen illegaler Baumfallungen schnell nachzugehen, um
VerstdBBe gegen bestehende Pestizideinsatzverbote zu ahnden und um die
Baume im 6ffentlichen Raum hinreichend zu pflegen und zu bewéssern, sind
die Kapazitdten der LHP derzeit ausreichend. Durch den Klimawandel
werden die Anforderungen voraussichtlich ansteigen und damit auch der
Ressourcenbedarf. Dieser ist regelmaBig zu Gberprufen.

Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen werden im rechtlichen Rahmen
kontrolliert; eine Erhéhung der Stichprobenhaufigkeit wirde einer
entsprechenden Erhéhung der Personalkapazitaten bedurfen.

2 Langfassung der Prifungen
A) Festsetzung von Klimaschutzzielen in B-Planen
Der Oberblirgermeister wird beauftragt, zu priafen, wie die
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Festsetzung von Klimaschutzzielen in stadtebaulichen und anderen
Planen erfolgen kann und welcher zusatzliche Personalbedarf
dadurch in der Verwaltung bei der Umsetzung und der Vorbereitung
von Satzungsbeschliissen entsteht.

AuBerdem ist zu prifen, ob sich durch die entsprechende
Festsetzung ein Zielkonflikt zum geférderten Wohnungsbau und
bezahlbaren Mieten ergibt.

A.1) Wie kann die Festsetzung von Klimaschutzzielen in
stadtebaulichen und anderen Planen erfolgen?

Als grundsatzlich relevante Plane wurden folgende identifiziert; nahere
Erlduterungen siehe im Text unten.

Plane/Instrumente Wesentliche Moglichkeiten der klimarele!
Festsetzung
Bebauungsplane Bei Aufstellungen/ Anderungen kénnen Festsetz

MaBnahmen, die der Erreichung von Klimaschut
(Maf3 der baulichen Nutzung, Geb&udestellung,
nach MaBgabe des Festsetzungskatalogs gema

erfolgen.

Stadtebauliche- und Erganzend sind verbindliche Vereinbarungen m¢

Durchflihrungsvertrage (im Gebéaudestandards oder Energieversorgungsquis

Rahmen der Bebauungsplanung)

Flachennutzungsplan Bei Fortschreibungen kénnen Inhalte aus Klimas
insbesondere durch Darstellungen gemas § 5 Al
einflieBen.

Stadtebauliche Formulierung von Klimaschutzzielen in den Entw

GesamtmaBnahmen Sanierungszielen, Masterplanen und nachgeordi

Planungsinstrumenten

Grundstlckskaufvertrage Vereinbarungen &hnlich stadtebaulichen Vertrag
Insbesondere in Entwicklungsgebieten kénnen k
groBflachig gesteuert werden.

Informelle Planungen Ziele aus beschlossenen Klimaschutzkonzepten
berlcksichtigt und fach-/gebietsspezifisch konkre

Gestaltungs- und Hier werden klimaschutzrelevante Festsetzunge
Denkmalsatzungen getroffen, z.B. zu Solarenergienutzung

Plane, mit denen die bauliche und sonstige Nutzung im Stadtgebiet gesteuert
werden kdénnen, sind neben dem Flachennutzungsplan gemaB §5 des
Baugesetzbuchs (BauGB) die daraus zu entwickelnden Bebauungsplane geman
§ 30 BauGB sowie Vorhabenbezogene Bebauungsplane gemal § 12 BauGB.
Mdéglichkeiten zur Verankerung von Klimaschutzzielen im Flachennutzungsplan
sowie in Bebauungsplanen und Vorhabenbezogenen Bebauungsplanen ergeben
sich u.a. aus § 1 Abs.5 und 6 BauGB. Fir Bebauungspldne sind die
Festsetzungsmdglichkeiten abschlieBend geregelt. Je nachdem, wie die
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konkreten Klimaschutzziele ausgestaltet sind, kann es sein, dass die Ziele nicht
in jedem Fall unmittelbar festgesetzt werden kénnen. Es wird jedoch vermutlich
regelmaBig so sein, dass z.B. MaBnahmen, Anlagen etc. festgesetzt bzw.
dargestellt werden kdnnen, die dazu beitragen, die Ziele — zumindest teilweise -
zu erreichen.

Sofern zur Umsetzung von Bebauungsplanen stadtebauliche Vertrage
abgeschlossen werden, kdnnen auch dort Regelungen zum Klimaschutz
getroffen werden. Bei einem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind solche
Regelungen in dem dazugehdrigen Durchfiihrungsvertrag moglich.

Stadtebauliche = GesamtmaBnahmen, die verwaltungsseitg in  der
Verantwortung des Bereichs Stadterneuerung durchgefihrt werden, besitzen
aufgrund der breiten Facherung der aktiven und passiven Instrumente ein relativ
groBes Potential fiir den aktiven Klimaschutz. Dies sind insbesondere

- Bestimmung der MaBnahmenziele

- Masterpléane

- Quartiersplane

- Bebauungsplane

- OrdnungsmaBnahmen

- Grundsticksverkaufe

- Stadtebauliche Vertrage

- Mod.-Inst.-Vertrage i.V.m. Steuerabschreibungen nach § 7h EStG.

Inwieweit es auch ein absolutes Potential gibt hangt davon ab, in welchem
Umfang solche MaBnahmen auch in Zukunft in der Landeshauptstadt Potsdam
zu Anwendung kommen. Derzeit sind es folgende GesamtmaBnahmen, die ein
klimabezogenes Zukunftspotential besitzen.

- EntwicklungsmaBnahme Krampnitz,
- Soziale Stadt Am Schlaatz.

Die Instrumente fir den Schlaatz sind dabei gegeniber den o.g. Instrumenten
begrenzt, da anders als in Krampnitz nur ein eingegrenztes Potential fir das
aktive Handeln der Landeshauptstadt Potsdam besteht. Der wesentliche Teil der
MaBnahmen wird sich aus der Bereitschaft der Wohnungswirtschaft im Sinne
einer Selbstbindung oder einer Kooperationsvereinbarung ergeben. Aktive
Handlungsmdglichkeiten der Landeshauptstadt Potsdam gibt es solange nicht,
solange die Entwicklung nicht durch eine Bebauungsplanung gesteuert werden
kann.

Fir die EntwicklungsmaBnahme Krampnitz wurde bereits ein CO.-neutrales
Energiekonzept und ein COz-armes Mobilitdtskonzept entwickelt, die Eingang in
den beschlossenen Masterplan gefunden haben (19/SVV/0205). Der Masterplan
ist wiederum Grundlage fur die Bauleitplanung. Weitere MaBnahmen des
Klimaschutzes in Krampnitz waren von der Finanzierbarkeit aus dem
Treuhandvermdégen der EntwicklungsmaBnahme oder aus zusatzlichen Mitteln
aus dem Haushalt der Landeshauptstadt abhangig.

Inwieweit sich in den derzeitigen VU-Gebieten (Vorbereitende Untersuchungen
geman § 141 BauGB) ein klimarelevantes Potential ergibt, hdngt davon ab, ob
diese Gebiete zu MaBnahmegebieten werden. Fir die in der Regie des Bereichs
Stadterneuerung ab 2020 durchzufihrenden VU-Gebiete ist es zwingend, dass
die Anforderungen des Klimaschutzes auch im Rahmen der bisherigen Rechts-
und Beschlusslage Gegenstand der Untersuchungen sind. Inwieweit daraus
besondere Steuerungsinstrumente auch im Sinne des Klimaschutzes erwachsen,
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wird im Verfahren zu prifen sein.

Weitere planungs- und bauordnungsrechtliche Instrumentarien zur Steuerung der
baulichen und sonstigen Entwicklung in der Stadt sind die Gestaltungssatzung
und die Werbesatzung gemaf § 87 der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO)
sowie die Erhaltungssatzung geman § 172 BauGB.

Die beiden letztgenannten Instrumentarien sind zur Aufnahme von
Klimaschutzzielen oder klimarelevanter Regelungen nicht geeignet. Noch in
Vorbereitung  befindliche  Gestaltungssatzungen  beinhalten  hingegen
klimarelevante Festsetzungen u.a. zur  Solarenergienutzung und
AuBenwanddammung. Dies gilt analog auch fur Denkmalbereichssatzungen
geman § 4 des Gesetzes Uber den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land
Brandenburg (BbgDSchG).

Weitere stadtebaulich-planerische Instrumentarien sind informelle Planungen, wie
das INSEK oder fachbezogene Stadtentwicklungskonzepte. Ziele aus
beschlossenen Klimaschutzkonzepten kénnen und sollten hier, ebenso wie
andere Fachbelange, berlcksichtigt sowie fach-/gebietsspezifisch konkretisiert
werden.

Beispiele:  Aktueller Stand der klimarelevanten  Nutzung in
Bebauungsplanen und stadtebaulichen GesamtmaBnahmen

Die Begriindungen zu Bebauungsplanen sind zwischenzeitlich bereits insofern
aktualisiert worden, als dass ein neues Kapitel ,Konzepte fir den Klimaschutz
und die Klimaanpassung“ eingefuhrt worden ist, in dem die bestehenden
klimarelevanten Konzepte in ihrer Relevanz fir den jeweils vorliegenden
Bebauungsplan beschrieben sind und daraus in einem weiteren Kapitel
entsprechende MaBnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung, zu
denen ausgewahlte Festsetzungen beitragen, erlautert werden.

Mit dem Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept der Gartenstadt Drewitz
unter Nutzung des KfW-Programms 432 (Energetische Stadtsanierung) konnten
positive Erfolge in der Reduzierung des CO»-AusstoBes in den Themenbereichen
energetische Sanierung der Wohngebdude, Umgestaltung der Grin- und
Verkehrsflachen sowie der ,Grinen Fernwarme® erzielt werden. MaBgeblich far
die integrierte Umsetzung war die Kooperation zwischen Landeshauptstadt
Potsdam, Wohnungsunternehmen und Stadtwerken auf Stadtteilebene innerhalb
des Gartenstadtkonzeptes. Diese positiven Ergebnisse soll auch auf die
Weiterentwicklung des Stadtteils Am Schlaatz Ubertragen und mit den
Herausforderungen der sozialvertraglich zu gestaltenden Sanierung abgeglichen
werden. Hierzu soll im Rahmen der Umsetzung des |IEK ein Integriertes Energie-,
Mobilitats- und Klimakonzept erstellt werden.

Im Rahmen der EntwicklungsmaBnahme Krampnitz wird durch die Konversion
von belasteten Flachen selbst bereits ein wichtiger Beitrag zum Umweltschutz
geleistet. Das Abtragen von Bodenschadstoffen, die Entnahme von Kampfmitteln
oder die Grundwassersanierung sind wichtige Bestandteile der Umnutzung der
Liegenschaft zu zivilen Zwecken. Mit dem Energiekonzept fir Krampnitz wird eine
COq-neutrale Energieversorgung des neuen Quartiers angestrebt. Entsprechende
MaBnahmen der EWP sind in den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanen
enthalten, so zum Beispiel das Niedrigtemperaturwarmenetz (weitere
MaBnahmen siehe 18/SVV/0607). Mit dem autoarmen Mobilitdtskonzept fir
Krampnitz wird eine CO»-arme Verkehrsentwicklung angestrebt. Dazu zahlen
neben attraktiven Angeboten umweltgerechter Verkehrsmittel (z.B. Tram-
Erweiterung, Radschnellweg) auch die Schaffung eines integrierten Quartiers der
kurzen Wege (Vermeidung Binnenverkehr) und die Lenkung der
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Verkehrsmittelwahl (z.B. Quartiersgaragen, Ladestationen).

A.2) Welcher zusatzlich Personalbedarf entsteht dadurch in der
Verwaltung bei der Umsetzung und der Vorbereitung von
Satzungsbeschliissen?

Um die bestehenden Strukturen weiterzuentwickeln, wird Klimaschutz innerhalb
der Verwaltung als Querschnittsaufgabe verstanden. Deren zielgerichtete
Koordinierung erfolgt durch die Koordinierungsstelle Klimaschutz. Vorbehaltlich
der hierfir noch sicherzustellenden Ressourcen soll die Zusammenarbeit mit der
Planungsverwaltung intensiviert werden. Dabei sollen Kompetenzen und
Kapazitaten in der Stadtplanung und -erneuerung entwickelt werden, so dass den
gestiegenen Klimaschutzanforderungen besser Rechnung getragen werden
kann. Parallel wird die Verstarkung der Einbeziehung der Koordinierungsstelle
Klimaschutz  in  aktuelle  Bauleitplanverfahren = sowie  selbststéandige
Anderungsverfahren des Flachennutzungsplanes angestrebt. Insgesamt soll
sichergestellt werden, dass anhand der konkreten Planungsziele eines
Bauleitplans geeignete Klimaziele formuliert und deren Umsetzung im weiteren
Planverfahren im Rahmen der hier zu treffenden Abwagungsentscheidungen
zielgerichtet weiterverfolgt werden kénnen.

Auch bei der Entwicklung und Verhandlung von stédtebaulichen Vertragen zur
Umsetzung von Bebauungsplédnen wird unter den o.g. Rahmenbedingungen die
Vereinbarung geeigneter Regelungen zum Klimaschutz angestrebt. Wichtige
Herausforderungen in diesem Kontext stellen die Sozialvertraglichkeit und auch
die wirtschaftliche Tragfahigkeit der zu entwickelnden Regelungen dar.
Daneben sollen im bevorstehenden Arbeitsprozess gemeinsam mit der
Koordinierungsstelle Klimaschutz Wege der Uberpriifung des
Umsetzungsprozesses der im Bebauungsplan festgesetzten und der im
stadtebaulichen Vertrag vereinbarten Regelungen zum Klimaschutz entwickelt
werden. Die hieraus zu erwartenden Kenntnisse kénnen wichtige Grundlagen fur
ein Monitoring darstellen, auf dessen Grundlage dann die Erreichung der im
Beschluss festgelegten Klimaschutzziele eruiert werden kann.

Im bevorstehenden Arbeitsprozess sind bereits vorliegende gesamtstadtische
und umweltbezogene Dokumente und Planungen zielgerichtet auf ihre Eignung
fir die bauleitplanerischen Klarungs- und Entscheidungsprozesse zu Uberprifen
und bei Bedarf im weiteren Verfahren zu aktualisieren. Weitere Dokumente, wie
etwa der Energienutzungsplan oder die Stadtklimakarte, werden bereits aktuell
erarbeitet und sollen kinftig in diesen Arbeitsprozess einbezogen werden. Noch
offen ist derzeit, ob zusatzliche Gutachten oder Konzepte oder auch ein noch zu
entwickelndes Monitoring erforderlich sind.

Deutlich erkennbar ist bereits aktuell, dass die weitere systematische
Entwicklung und verbindliche Festlegung von Klimaschutzzielen in der
Bauleitplanung und der Klarung von Mdglichkeiten der Umsetzung einer
umfassenden und zugleich detaillierten Strukturierung der
verwaltungsinternen Arbeitsprozesse und des Austauschs mit Dritten
(Projekttrager, Nutzer) bedarf. Hier gilt es auch, das Bewusstsein bei jedem
einzelnen flir seine Verantwortung zum Klimaschutz zu schéarfen. Zugleich
mussen die Belange des Klimaschutzes fur die Bauleitplanung soweit prazisiert
werden, dass eine sachgerechte Abwagungsentscheidung aller in das jeweilige
Planverfahren eingebrachten o&ffentlichen und privaten Belange vorgenommen
werden kann.

FOr die dergestaltige Wahrnehmung der Aufgaben des Klimaschutzes in
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Stadtplanungs- und Stadterneuerungsprozessen sind mehrere zusatzliche
Personalstellen in der Koordinierungsstelle Klimaschutz, in den Bereichen
Stadterneuerung und Verbindliche Bauleitplanung sowie fir Prifung und Vollzug
notwendig. Deren konkrete Ausgestaltung und Zuordnung wird mit den
PrOfergebnissen im Marz 2020 konkretisiert.

Im Eckwerteentwurf zum Haushalt 2020/2021 ist eine Stelle im Bereich
Verbindliche Bauleitplanung vorgesehen. Diese Stelle kann nach Bestatigung des
Haushalts 2020/2021 ausgeschrieben und voraussichtlich noch in der 2.
Jahreshalfte 2020 besetzt werden.

Weiterer Ressourcenbedarf (so etwa im Bereich der Sachmittel fur ggf.
erforderliche Gutachten oder Konzepte oder flir nétige Investitionen) ist bislang
nicht etatisiert.

Denkbar, aber nur schlecht zu quantifizieren ist, dass die Zahl
ordnungsbehdrdlicher Verfahren zunimmt, weil mit Festsetzungen zum
Klimaschutz in einem Bebauungsplan das Potential flir RechtsverstéBe steigt,
einhergehend mit entsprechendem Ressourcenmehraufwand.

Die bisherigen Recherchen zu den in Marz und Mai 2020 vorzulegenden
Prifungen lassen weiteren Personalbedarf erwarten, v.a. zur BerUcksichtigung
der Klimaauswirkungen bei Beschlissen (Punkt I) sowie Ubergreifend in den
Bereichen Monitoring, Geoinformationssysteme und Beteiligung.

A.3) Ergibt sich durch die entsprechende Festsetzung ein Zielkonflikt
zum geforderten Wohnungsbau und bezahlbaren Mieten?

FOr Festsetzungen in Bebauungsplanen wird auf folgende wesentliche
Verbindungen zwischen Klimaschutz und Sozialvertraglichkeit hingewiesen:

e Sofern in Bebauungsplanen eine Gebaudeausrichtung zur Optimierung
solarer Gewinne festgesetzt wird, wirden dauerhaft geringe Heizkosten
die Sozialvertraglichkeit der Mieten positiv beeinflussen.

e Festsetzungen von Gebaudegrenzen in Bebauungsplanen: durch Anstieg
der Warmedammung verringert sich die Wohnflache und fihrt tendenziell
zu einem unwirtschaftlicheren Bauvorhaben

e Konsequente Sud-Ausrichtung (Erhdhung solarer Energiegewinne in den
Wintermonaten und Vermeidung bzw. Reduzierung von Energiebedarfen
fr Kohlung in den Sommermonaten) steht im Widerspruch zu
Mietwiinschen (Ost-West-Ausrichtung), ), teils auch zu stadtebaulichen
Ansprichen der Integration der Neubebauung in die értliche Struktur

e Gebdude- und Dachausrichtung sowie zuladssige Dachhdhe/-neigung
unterstitzen Solarthermie und Photovoltaik, die in der Regel mit
finanziellen Vorteilen fur Mieter genutzt werden kdnnen.

Bei der Vereinbarung von Gebaudeenergiestandards, z.B. in stadtebaulichen-
oder Grundstiickskaufvertragen, entstehen Zielkonflikte v.a. bei Vorhaben, bei
denen die Betriebskosteneinsparung die Umlage der Mehrinvestitionen far
héhere Energiestandards (Uber EnEV-Mindestanforderung) nicht ausgleicht bzw.
bei denen die verbleibenden Mehrinvestitionen nicht ausreichend durch
Fordermittel ausgeglichen werden kénnen. In diesem Fall besteht auch ein
Konflikt zum geférderten Wohnungsbau, da das Land nur wirtschaftliche
Vorhaben férdert. Die Mehrinvestitionen fir erhdhte Energieeffizienz missten im
Fall der kommunalen Wohnungswirtschaft durch den Gesellschafter oder
anderweitige Férderungen getragen werden, um die Wirtschaftlichkeit her- und
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die Forderfahigkeit zum sozialen Wohnungsbau sicherzustellen.

Die Analysen des Deutschen Verbandes zeigen, dass die bundes- und
landesseitigen aktuellen Rahmen- und Foérderbedingungen haufig nicht
ausreichend sind, um die Klimaschutzziele mit sozialvertraglichen Mieten an allen
Standorten zu vereinbaren. https.//www.deutscher-
verband.org/aktivitaeten/veranstaltungen/wege-aus-der-klimafalle. html

Insbesondere zu nennen ist das Papier ,Kursbuch Klimaschutz im
Gebaudebereich - Aktuelle Empfehlungen der AG Energie fir wirksame,
wirtschaftlich tragfahige und sozialvertragliche KlimaschutzmaBnahmen® an dem
die ProPotsdam als Teilnehmer der AG beim Deutschen Verband aktiv mitgewirkt
hat: https.//www.deutscher-
verband.org/fileadmin/user _upload/documents/Positionspapiere/Aktuelle Position
en/14 DV Kursbuch Klimaschutz gelayoutet.pdf”

Die Erfahrungen der ProPotsdam zeigen jedoch, dass zumindest auf eigenen
Grundstlicken, im Fernwarmegebiet und unter Nutzung der KfW-Férderung, hohe
energetische Standards gemaB den Zielen des Masterplan 100% Klimaschutz
(kfw55 im Neubau und kfw70 bei Sanierung von Typenbauten) mdglich sind —
und dies warmmietenneutral fir die Mieter, wirtschaftlich fir das Unternehmen
und kompatibel mit dem geférderten Wohnungsbau (des Landes).

Zu weiteren Konstellationen, z.B. Vorhaben mit privatwirtschaftichen Investoren,
notwendigen Grundstlickskaufen und auBerhalb der Fernwédrme, kdnnen mit
heutigem Stand keine belastbaren Aussagen zu Zielkonflikten getroffen werden.
Dazu wird die Verwaltung weitere Abstimmungen mit relevanten Akteuren
durchfiihren und zur StVV Méarz 2020 im Zuge der weiteren Prifauftrage zu
19/SVV/0543 berichten.

Dies beinhaltet auch die Prifung von Zielkonflikien zwischen energetischer
Sanierung und barrierefreier Modernisierung sowie zwischen energetischer
Sanierung und decarbonisierter Fernwarme.

C) Energiemanagement fiir stadtische Gebaude

Der Oberbiirgermeister und der Bau-Beigeordnete werden beauftragt,
zusammen mit der Leitstelle Klimaschutz zu prifen, mit welchen
Kosten und mit welchen Einsparungen die Einrichtung einer Stelle
zum Energiemanagement fiir die stadtischen Gebaude verbunden ist.

Zur Kosten-Einspar-Rechnung haben wir uns am Projekt Step der séchsischen
Energieagentur und den Erfahrungen der Kollegen des Energiemanagements der
Stadt Frankfurt/Main orientiert. Die Empfehlung fir das kommunale
Energiemanagement (KEM) liegt bei etwa 1 Mitarbeiter (MA) je 60.000 EW, was
z.B. in Frankfurt/Main (740T EW) mit 12 MA 1:1 umgesetzt wird. Mit einem so
besetzten KEM kann ca. 10% Einsparung an Energiekosten erwartet werden. In
der Regel Ubersteigt diese Einsparung die Personalkosten.

Im KIS sind bereits seit Jahren zwei MA im Bereich Energiemanagement tétig.
Weiterhin hatte der KIS bereits mit dem Wirtschaftsplan 2018 eine dritte
Energiemanagerstelle vorgesehen. Trotz mehrerer Ausschreibungen konnte
diese Position jedoch noch nicht erfolgreich besetzt werden. Unabhangig davon
beabsichtigt der KIS ab dem Wirtschaftsjahr 2020 die Einrichtung einer 4.
Energiemanagerstelle und hofft auf deren erfolgreiche Besetzung.

In Anlehnung an o.g. Erkenntnisse und Erfahrungswerte waren fur die LHP mit
ca. 180T EW bzw. den KIS drei Vollzeit-MA vorzusehen. Eine starkere Besetzung
mit 4 MA erscheint aufgrund des starken Stadtwachstums, der damit
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verbundenen erhéhten Planungs- und Bautatigkeit notwendig.

Das Energiemanagement betreut das Energieeinsparprogramm an Schulen, die
Betriebsoptimierung bestehender  technischer  Anlagen  sowie  die
energieoptimierte Planung von Investitionsvorhaben. Diese Bereiche wilrden
theoretisch auch ohne Energiemanagement bearbeitet; in welcher Héhe in diesen
Bereichen den MA Energiemanagement Einsparungen zuzuordnen sind bzw.
sein werden, lasst sich direkt nicht bestimmen. Die Verwaltung geht von den
erfahrungsgemaBen 10% Einsparpotential aus, was in der LHP etwa 400.000€
jahrlich entspricht. Kostenseitig schlagen je Stelle ca. 70-75 T€ zu Buche, bei 4
MA entsprechend 280-300 T€.

Zudem ist anzumerken, dass der KIS den sich aus der Einrichtung des
Energiemanagements ergebenden Aufwand nicht nur im Vergleich zu den bei der
LHP erzielten Verbrauchseinsparungen betrachtet, sondern primar mit Blick auf
die erfolgreiche Einwerbung von Férdermitteln. Hier konnten die beiden bereits
vorhandenen Energiemanager erhebliche Erfolge erzielen. In den letzten ca. 3
Jahren haben die Energiemanager KfW Férder-Darlehen i.H.v. Uber 20 Mio.€
akquiriert. Hinzu kommen diverse Direktférderungen i.H.v. ca. 6 Mio. €. Ohne die
Energiemanager hétte der KIS diese Férdermdglichkeiten nicht in Anspruch
nehmen kdénnen.

Weiterhin entsprechen 10% Energieeinsparung ca. 1.500t
Treibhausgaseinsparung pro Jahr.

E) Starkung des Radverkehrsbeauftragten

Der Oberbiirgermeister wird aufgefordert, eine Stelle fiir
Mobilitatsmanagement einzurichten. AuBerdem soll geprift werden,
welche MaBnahmen zur Beschleunigung der Umsetzung des
Radverkehrskonzeptes bzw. der fiir die Forderung des Radverkehrs
bedeutenden Ziele des StEK Verkehr getroffen werden kénnen und
welche personellen Ressourcen dafiir nétig sind.

Fur die Besetzung der Stelle fir Mobilitdtsmanagement wird derzeit ein
entsprechendes Stellenprofil erarbeitet und dann mit dem Personalservice
abgestimmt. Offen ist allerdings noch inwiefern der Beschluss mit dem aktuellen
Stellenplan Ubereinkommt. Das bedeutet, dass klarzustellen ist, ob es sich hier
um eine zusatzliche Stelle handelt oder ob eine bestehende Stelle umgewandelt
werden soll.

Die Frage zur Beschleunigung der Umsetzung des Radverkehrskonzepts steht
ebenfalls im Kontext mit den verfigbaren Kapazitdten. Dies umfasst einerseits
die finanziellen Mittel und anderseits die personellen Kapazitdten. Man kdnnte
vereinfacht aussagen, dass eine Verdoppelung der Investitionsmittel fir
RadverkehrsmaBnahmen auch eine zuséatzliche Stelle zur Umsetzung von
RadverkehrsmaBnahmen erfordert.

F) Starkung des Baum- und Griinschutzes

Der Oberburgermeister wird beauftragt, zu prifen, welche
Personalaufstockung in welchen Bereichen der Stadtverwaltung
erforderlich istt um die Durchfiihrung von Ausgleichs- und
ErsatzmaBnahmen regelmaBig zu kontrollieren, um eingehenden Anzeigen
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illegaler Baumféallungen schnell nachzugehen, um VerstdéBe gegen
bestehende Pestizideinsatzverbote zu ahnden und um die Baume im
offentlichen Raum hinreichend zu pflegen und zu bewassern.

Der Bereich Grinflachen betreut mit 6 Mitarbeitern in der Arbeitsgruppe
Stadtbaume 110.000 Stadtbdume und 13.000 Baume im Auftrag des KIS. Mit den
vorhandenen Kapazitdten und den bereitgestellten Mitteln ist die Aufgabe der
Pflege und Bewdasserung der Stadtbdume zu bewadltigen. Steigen die
Anforderungen durch den Klimawandel weiter an, wird es zusatzlicher Mittel und
Kapazitaten bedirfen um den Aufgaben gerecht zu werden.

Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen werden bei BaumaBnahmen im Zuge von
Eingriffen in Natur und Landschaft erforderlich und werden vom jeweiligen
Projektbetreuer Uberwacht. Der Einsatz von Pestiziden ist grundsatzlich verboten
und nur, stark reguliert, im Ausnahmefall nach Erteilung einer
Sondergenehmigung mdglich.

Nachgepflanzt werden Badume im +Stadtraum immer dann, wenn Baumstandorte
frei werden. Dies kann durch Sturmschéden, Alterung und andere Ursachen der
Fall sein. Dieser Prozess der Erneuerung durch Nachpflanzung findet permanent
im Herbst und Fruhjahr statt. Die Prifung neuer Pflanzstandorten, z.B. in
Bauvorhaben, entlang von StraBen und Wegen oder in Waldbereichen findet
statt, wird aber von vielen auBeren Faktoren, z.B. Eigentumsrechten oder
Standortméangeln eingeschrankt.

Die Untere Naturschutzbehdrde kontrolliert geman Potsdamer
Baumschutzverordnung regelméaBig den Baumschutz u.a. auf Baustellen sowie
beauflagte und realisierte Ersatzpflanzungen fir den geschitzten Baumbestand
in der Landeshauptstadt Potsdam. Neben den anlass- bzw. anzeigebezogenen
Kontrollen, denen intensiv nachgegangen wird, passiert dies fir die
Ersatzpflanzungen in Abhangigkeit von naturschutzfachlicher Relevanz,
tatséchlicher Kapazitat und Erfahrungswerten aus dem naturschutzrechtlichen
Vollzug. Dies deckt keine vollumfangliche Vollzugskontrolle, welche rechtlich
auch nicht gefordert ist, sondern ist das Ergebnis der Priorisierung der oben
genannten Punkte.

Insbesondere bei der Sicherung der vorgegebenen 3-jahrigen Entwicklungspflege
ist davon auszugehen, dass durch wetterbedingte Schaden, die sich aus dem
Klimawandel ergeben, eine zunehmend hdhere Uberwachungsintensitat
notwendig wird. Dies liegt zum einen an der Empfindlichkeit junger Baume
gegenlber 6kologischen Stressperioden und den bisherigen Erfahrungswerten
beim verantwortungsbewussten Umgang der Blrger mit den von lhnen
gepflanzten Baumen, der wiederum geringere Kontrollintensitaten erfordert.

Bedingt durch eine Zunahme von extremen Wetterlagen (Trockenperioden) sowie
weiterhin punktuell auftretenden starken Sturmereignissen ist die Sensibilitat der
Bevolkerung gegeniber der Verkehrssicherheit ihrer Bdume gréBer geworden.
Dies wird in zunehmenden MafB3e in der Beratungstatigkeit der Mitarbeitenden der
Unteren Naturschutzbehérde deutlich.

Die eigentliche Zahl der einzelrechtlichen Fallantrdge belauft sich im Zeitraum der
letzten 3 Jahre auf etwa 900 - 1000. Beispielhaft wurde in 2019 vor allem
deutlich, dass bei den trockenstressbedingten FallmaBnahmen in den Parks der
Stiftung PreuBische Schlésser und Garten sowie im Bornstedter Feld die Anzahl
der zur Féllung beantragten Baume enorm von den Erfahrungswerten abwich.
Insoweit ist unabh&ngig von der Anzahl der Antrdge auch die Menge der
betroffenen Baume gestiegen, die zur Fallung oder zum Ruckschnitt beantragt
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werden.

Da Entscheidungen gemaB den naturschutz- und baumschutzrechtlichen
MaBgaben generell einzelfallbezogen sind, ist es in der Regel notwendig
Feststellungen im Rahmen von Ortsterminen zu treffen. Diese sind selbst bei
organisatorischer ~ Optimierung (Terminmanagement) aufwandsintensiv,
entsprechen aber neben der fachlichen Notwendigkeit in diesen Einzelféllen auch
den Intentionen der Antragsteller und Anfragenden.

Momentan sind 3 Stellen im einzelrechtlichen Baumschutz tatig und 3 weitere
Mitarbeitende bearbeiten in ihrer Tatigkeit zum allgemeinen Naturschutz auch
den Baumschutz in konzentrierten Verfahren. Mit dem Nachtragshaushalt 2019
wurden 0,5 Stellen fiir den einzelrechtlichen Baumschutz zur Verfligung gestellt;
sowie 1,0 Stellen fir die Bearbeitung des allgemeinen Naturschutzes mit
Baumschutz in konzentrierten Verfahren.

Derzeit erfolgen fir die Pflanzkontrolle Stichproben von rund 120
Vorgangen/Jahr. Dies entspricht etwa 20% der einzelrechtlichen Genehmigungen
mit beauflagter Ersatzpflanzung. Fir die Erfolgskontrolle nach 3 Jahren erfolgen
Stichproben von rund 5 Vorgangen im Jahr (1%).

Méchte man die Stichprobenkontrollhaufigkeit um rund 10% erhéhen, erfordert
dies jeweils 0,1 Stellen zusatzlich. Das hei3t fir einen Stichprobenumfang von
jeweils ca. 50% waren 0,8 Stellen zuséatzlich erforderlich. Zur ordnungsrechtlichen
Bearbeitung aus den gestiegenen Kontrolltdtigkeiten ware zudem eine
zusatzliche Stelle erforderlich.

Die Umsetzung der gesetzlichen Regelungen zum Pflanzenschutz sowie deren
Uberwachung liegt in der Zustandigkeit des Landesamt fir Léandliche
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF).

Die Drucksache wird zur Kenntnis genommen.

Mitteilungen der Verwaltung
Mitteilungen der Verwaltung gibt es nicht.

Herr Dr. Wegewitz bedankt sich bei den Teilnehmenden und schlieBt die Sitzung.

Dr. Hagen Wegewitz Kéthur
Ausschussvorsitzender Protokollantin
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p-() T?D-A M Stadtverordnetenversammiung

Ny |
Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:
Wettbewerb 'Kunst im Kreisverkehr'

Antrag

Einreicher: Kathleen Krause, Ortsvorsteherin Golm

TOP 4.1

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

19/SVV/0809

offentlich

Erstellungsdatum 12.08.2019

Eingang 922: 12.08.2019
Beratungsfolge:
Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
11.09.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Kreisverkehr" vorgenommen werden.

gez. Krause
Ortsvorsteherin

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Fir den Ortsteil Golm soll fir die bestehenden zwei Kreisverkehre ein Wettbewerb ,Kunst im

Unterschrift

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht:

[]

Termin:




TOP 4.1

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Ortsbeirat Golm hat in seiner 02. offentlichen Sitzung am 08.08.2019 einstimmig beschlossen
(DS 18/SVV/0928), diese den Ortsteil betreffende Angelegenheit der Stadtverordnetenversammlung

zur Beschlussfassung vorzulegen (gemaf § 46 Abs. 2 BbgKVerf).
Ziel dieses Wettbewerbs ist es, neben der praktischen Funktion auch in asthetischer Hinsicht die

Golmer und die zahlreichen Besucher anzusprechen.



TOP 4.2

m?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
Ny |
Landeshauptstadt
Landosh 19/SVV/1414
offentlich
Betreff:
Errichtung einer Sporthalle in Neu Fahrland
Einreicher: Fraktion Blrgerbindnis Erstellungsdatum 27.12.2019
Eingang 502:
Beratungsfolge:
Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

bereitzustellen.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Unterschrift

Der Oberburgermeister wird beauftragt, den Bau einer Mehrzwecksporthalle mit integrierten
Sanitarraumlichkeiten in Neu Fahrland auf dem Sport- und Freizeitgelande ,,An der
Birnenplantage® zu veranlassen. Die Mittel hierfur sind im Doppelhaushalt 2020/2021

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht:

[]

Termin:




TOP 4.2

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Norden Potsdam weist einen hohen Bevdlkerungszuwachs auf. Die Nachfrage nach
Sportmdglichkeiten Ubersteigt das Angebot um ein Vielfaches. Schulsporthallen in Bornstedt
und Fahrland stehen flr Vereinssport aufgrund der steigenden Schilerzahlen in immer
geringerem Umfang zur Verfugung. Viele sportlich Aktive kdnnen in Neu Fahrland aufgrund
fehlender Raumkapazitaten nicht mehr ihren Sport ausiuben und finden auch in
Nachbargemeinden kein ausreichendes Angebot vor. Die Errichtung einer Sporthalle auf
dem Areal der Sport- und Freizeitflache ,An der Birnenplantage® kann dieses Defizit
ausgleichen. Laut Mitteilungsvorlage (19/SVV/1182) ist die Errichtung eines
Sportfunktionsgebaudes innerhalb des im B-Plan festgesetzten Baufeldes westlich des
Larmschutzwalles planungsrechtlich zulassig. Nach Einschatzung des Bereichs Familie
Freizeit und Sport (233) wird eine Sporthalle den Standort unter dem Aspekt der
Sportmdglichkeiten und Angebote aufwerten. Auch die benachbarte Kita sowie Schuler in
Fahrland und Bornstedt werden hiervon profitieren.

Die Finanzierung einer Sporthalle mit integriertem Sanitar- und Umkleidebereich soll im
Doppelhaushalt 2020/2021 ermdglicht werden. Die Kosten hierfur sind insgesamt guinstiger
als die Erstellung in zwei Bauabschnitten (zunachst eine eigenstandige Sanitar- und
Umkleidehalle, dann spater der Bau einer Sporthalle ohne integriertem Sanitar- und
Umkleidebereich).



TOP 4.3

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 1 9ISVVI1 249
offentlich
Betreff:

10.000 zusatzliche Baume fiur Potsdam

Einreicher: Fraktionen Blindnis 90/Die Griinen, Die Linke Erstellungsdatum 12.11.2019

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

04.12.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, wie bis zum Ablauf der aktuellen Wahlperiode in
Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen in der Stadtverwaltung und mit Beteiligung der
Blrgerinnen und Blrger in Potsdam zusatzlich zu den vorgesehenen AusgleichsmalRnahmen 10.000
neue Baume im Stadtgebiet gepflanzt werden kénnen.

Hierbei sind insbesondere o&ffentliche Grinanlagen, Parks, der offentliche Strallenraum sowie
Freiflachen auf Grundsticken in offentlicher Hand (z.B. Verwaltungsgebduden oder offentliche
Einrichtungen) sowie in zentralen Lagen der Stadtteile und -zentren zu berlcksichtigen. Auch die
Nachpflanzung von Baumen auf im Strallenraum vorgesehenen Baumstandorten, an denen derzeit
keine Baume stehen, soll konsequent vorangebracht werden.

Das Grunflachenamt bekommt fir die Planung und Umsetzung von Neu- und Nachpflanzungen, der
Baumpflege und der Verkehrssicherung zwei zusatzliche Stellen.

Der Stadtverordnetenversammlung ist im April 2020 Bericht zu erstatten.

gez. Janny Armbruster gez. Gert Zoller gez. Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender
Blindnis 90/Die Griinen Blndnis 90/Die Griinen Die Linke
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |E Termin: April 2020




TOP 4.3

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? Xl Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Potsdam wachst, die Stadt ist attraktiv. Dies fuhrt notwendigerweise dazu, dass bei Baumafnahmen
auch Baume gefallt werden. Diese Verluste an Baumen mussen nicht nur ausgeglichen, sondern im
Stadtraum Uberkompensiert werden.

Neue Baume schaffen, wenn sie gepflegt und vom stadtischen Grinflachenamt betreut werden; die
Grundlage, um die Stadt auch fir die Zukunft nachhaltig und griin zu gestalten. Sie leisten einen
effektiven Beitrag zur Minderung der Folgen des Klimawandels und zeigen den Birgerinnen und
Burgern, dass der Klimanotstand und die aus diesem erwachsene Verantwortung von der
Stadtverwaktung und der Stadtpolitik der Landeshauptstadt ernst genommen wird.

Baume erhdhen die Aufenthaltsqualitat fur alle Stadtbewohner*innen, sowie an Schulen und KITA's,
im Besonderen flir Schiler, Kinder und die Lehrkrafte sowie Erzieher. Insbesondere in der warmen
Jahreszeit tragen sie durch mehr Schatten und durch Verdunstung zu einem verbesserten Stadtklima
und zu einem besseren Wasserhaushalt bei. Deswegen sollte insbesondere die Stadt ein groRes
Interesse haben die Potenziale fir mehr Baume auf den kommunalen Grundstiicken auszunutzen.

Der Antrag ist insoweit auch eine Konkretisierung des Beschlusses 19/SVV/0733 vom 11.09.2019 —
yotadtnatur fordern und erhalten fur ein lebendiges Potsdam®.



TOP 4.4

T’-(FFS)—ANT Landeshauptstadt BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
w Potsdam
Der Oberblrgermeister 20/SVV/0223
Betreff: offentlich
Ergédnzung Leitlinie Grundstiicksverkaufe
Einreicher: Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung Erstellungsdatum 17.02.2020
Eingang 502: 17.02.2020
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

1.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Die bestehende ,Leitlinie Grundstlicksverkaufe® DS-Nr. 11/SVV/0889 wird bezlglich der
Grundstlicke, die fir den Geschosswohnungsbau verwendet werden koénnen bzw. mit
Mehrfamilienhdusern bebaut sind, erganzt (Anlage 1) und wird beim Verkauf von hierfur
geeigneten stadtischen Grundstlicken angewandt.

Fir Treuhandvermdgen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete werden diese erganzten
Regelungen der Leitlinie im Rahmen der Vorgaben der §§ 136 ff. BauGB unter Beachtung der
jeweiligen stadtebaulichen Zielsetzungen und der Anforderungen der
Gesamtfinanzierung sinngemall  angewandt. Dafur ist fir jede Sanierungs- und
Entwicklungsmaflnahme eine Vermarktungsstrategie zu erarbeiten.

Bestimmte Akteure auf dem Wohnungsmarkt sind besonders geeignet, langfristig bezahlbares
Wohnen zu sichern, auch deutlich Uber die durch Wohnungsbauférderung erzielten
Bindungsfristen hinaus. An diese Akteure sollen vorrangig Flachen in geeigneten Verfahren
vergeben werden. Dazu zahlen die ProPotsdam GmbH als stadtisches Wohnungsunternehmen
und Mietwohnungsorganisationen (wie beispielsweise Genossenschaften).

Die sich daraus ergebende erweiterte Leitlinie Grundstlicksverkaufe (DS-Nr. 11/SVV/0889)
ersetzt gleichzeitig den Beschluss ,Kein Verkauf ohne Bedingungen® (13/SVV/0495) sowie das
Konzept ,Grundsticksverkaufe fir Geschosswohnungsbau an Investoren® (DS 15/SVV/0080).

]

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeirate: [] Nein

Ja, in folgende OBR:
[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BogKVerf
[] zurInformation




TOP 4.4

Finanzielle Auswirkungen? [] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Im Rahmen der Umsetzung der Leitlinie fir Grundsticksverkdufe und Anwendung der
Genehmigungsfreistellungsverordnung kommt es zu geringeren Einzahlungen aus
GrundsticksverauRerungen im Vergleich zu Hochstgebotsverfahren.

Die Mindereinzahlungen koénnen derzeit (noch) nicht konkret quantifiziert werden, da sie vom
jeweiligen fur den Geschosswohnungsbau geeigneten Grundstiick und dem gewahlten Verfahren
abhangen.

Bereits die gutachterlich ermittelten unbeeinflussten Verkehrswerte liegen in der Regel mindestens
20-30% unter tatsachlich den erzielbaren Marktwerten. Somit betragen die Einzahlungsverluste
unter Berlcksichtigung der neuen Regularien fur die Grundsticke des Geschosswohnungsbaus
(Abschlage auf Grundlage GenehmFV) weit mehr als 50% der moglichen Einzahlungen bei
Hochstgebotsverfahren. Die Einzahlungen reduzieren sich um 100% fur solche Grundsticke, die
unentgeltlich in das Gesellschaftsvermdgen der ProPotsdam GmbH eingebracht werden. In den
vergangenen Jahren wurden durchschnittlich ca. 2,4 Millionen EUR Einnahmen p.a. durch
Grundstlicksverkaufe erzielt. Diese dienten ausschlieBlich der Deckung von geplanten
Investitionen. Bei Anwendung der neuen Leitlinie werden sich die Einzahlungen um voraussichtlich
etwa 1 Million EUR pro Jahr verringern und stehen somit zur Deckung von Investitionsmalinahmen
bzw. von Grundstiicksankaufen nicht mehr zur Verfligung.

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 3 Geschaftsbereich 4

Geschéftsbereich 5




Berechnungstabelle Demografiepriifung:

TOP 4.4

Bedarfsgerechtes Selbstbe-
Wirtschaftswachs . . Gute Wohnbe- und qualitativ .
.. Ein Klima von . . . stimmtes
tum foérdern, dingungen fur hochwertiges .
. Toleranzund |. Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- . junge Menschen| Betreuungs-und . . .
Offenheitin der . . . | Leben bis ins index Demografie-
gebot erhalten . und Familien |Bildungsangebot fir i
Stadt férdern . . hohe Alter |Demografie| relevanz
bzw. ausbauen , ] ermdglichen Kinder u. Jugendl. .
. Gewichtung: 10 . . ermoglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten Gewichtuna: 20
Gewichtung: 20 9:
3 2 100 groRe
Begriindung:
Mit Beschluss 18/SVV/0967 wurde der Oberbirgermeister beauftragt, die Leitlinie fir

Grundstucksverkaufe zu Uberarbeiten. Dabei sollte die Méoglichkeit von Konzeptausschreibungen
gleichwertig in die Richtlinie aufgenommen werden. Die Uberarbeitete und erganzte Leitlinie formuliert
vor allem Grundregeln fur den Grundsticksverkauf von Grundsticken, die flr den
Geschosswohnungsbau geeignet oder mit Mehrfamilienhdusern bebaut sind, neu. Beim
Geschosswohnungsbau handelt es sich um den Bau von einem oder mehreren Gebauden mit
Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise. Objekte des Geschosswohnungsbaus sind Wohngebdude
mit mehreren abgeschlossenen Wohneinheiten auf mehr als einer Etage, die von mindestens einem
Treppenhaus erschlossen werden. Nicht unter diesen Begriff und unter diese Erganzung der Leitlinie flr
Grundstuicksverkaufe fallen Grundstiicke bis zu 1.000 m?.

Stadtische Grundstlicke (Finanzvermdgen, Vermdgen des Eigenbetriebes KIS) kénnen grundsatzlich
erst dann veraulRert werden, wenn zuvor festgestellt wurde, dass sie nicht fur eigene Flachenbedarfe der
Landeshauptstadt und der offentlichen Daseinsvorsorge bendtigt werden. Dieses gilt in der Regel
durchgangig fir das sog. ,Infrastrukturvermogen®.

Fir Treuhandvermogen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete wird diese Leitlinie sinngeman
angewandt.

Einzelne Flachen, die fir Geschosswohnungsbau geeignet sind, werden zukinftig ausschlieBlich fir
geforderten Wohnungsbau oder mietpreisgedampften Wohnungsbau mit Belegungsbindung veraullert.
Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass es nur noch wenige stadtische Grundsticke (aufl3erhalb der
Treuhandvermdgen) gibt, die fur Geschosswohnungsbau geeignet sind, v.a. sind dieses Garagen-
flachen. Vorrangig sollen diese Flachen an die stadtische Wohnungsgesellschaft (Pro Potsdam)
Ubertragen werden. Ein Verkauf kann in Ausnahmen an ,Mietwohnorganisationen®, z.B.
Genossenschaften, erfolgen.

Fir gréRere Gebiete wird zukiinftig der ,Potsdamer Drittelmix* angestrebt: Ein Drittel der realisierbaren
Geschossflache soll fur den geférderten Wohnungsbau verkauft werden, ein Drittel fir
mietpreisgedampften Wohnungsbau und ein Drittel fir die Errichtung von Miet- oder
Eigentumswohnungen ohne Mietpreis- und Belegungsbindungen.

Der Verkauf der Grundstlcke fur die Kategorie des geforderten Wohnungsbaus erfolgt im Rahmen von
Konzeptverfahren zum reduzierten Festpreis unter Ausschopfung der Mdoglichkeiten der
Genehmigungsfreistellungsverordnung.

Die Grundstiicksvergabe fiir die Kategorie mietpreisgedampfter Wohnungsbau erfolgt im Rahmen eines
Konzeptverfahrens zum Festpreis. Bewertungskriterien sind u.a. die gunstigste Einstiegsmiete, die unter
der Marktmiete (derzeit etwa 11,00 €/m?), aber Uber der FoOrdermiete flr Haushalte mit
Wohnberechtigungsschein (WBS) + 20% (derzeit 7 €/m? liegen soll. So koénnen ohne
Wohnungsbauférderung bezahlbare Wohnungen fir Haushalte mit mittleren Einkommen entstehen.

Fir Miet- oder Eigentumswohnungen ohne Mietpreis- und Belegungsbindungen werden
Konzeptvergaben mit Preisanteil angewandt.
Anlage 1 Leitlinie fur Grundsticksverkaufe

durch die Landeshauptstadt Potsdam (7 Seiten)
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Anlage 1

Erganzung der Leitlinie fir Grundsticksverkaufe durch die Landeshauptstadt Potsdam

A W DN P

Geltungsbereich UNd GIUNASALZE...........covvviiiiiiiiiiiiiiiieeeee et 1
WohnuNgsShaUflACheN ... e e e e e e e aaanees 2
Besondere Akteure auf dem WohnungsSmMarkt.............ooovviiiiiiiiiiiiii 4
Y o] = T TP SSRUPPPTP 6

Geltungsbereich und Grundséatze

a) Die Erganzung der Leitlinie Grundstiicksverkaufe gilt fur die Verauf3erung von
Grundstlicken, die sich im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam befinden? und die fur
den Geschosswohnungsbau geeignet oder mit Mehrfamilienhdusern bebaut sind. Sie
formuliert die Grundregeln fur die Verfahren bei der VeraufRerung solcher Grundstticke
neu. Beim Geschosswohnungsbau handelt es sich um den Bau von einem oder mehreren
Gebauden mit Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise. Objekte des
Geschosswohnungsbaus sind Wohngebaude mit mehreren abgeschlossenen
Wohneinheiten auf mehr als einer Etage, die von mindestens einem Treppenhaus
erschlossen werden. Nicht unter diesen Begriff und unter diese Ergénzung der Leitlinie fir
Grundstiicksverkaufe fallen Grundstiicke mit einer GréRe bis zu 1.000 m? 2 Eine
abschliel3ende Definition der Kriterien wird aus den Zielen fur die jeweilige Flache und den
sich daraus ergebenen Anforderungen abgeleitet.

b) Fur Treuhandvermdgen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete wird diese Leitlinie
sinngemal angewandt. Die Sanierungs- und Entwicklungsziele werden im Rahmen der
stadtebaulichen Erfordernisse und Zielsetzungen und der gesicherten Gesamtfinanzierung
(ohne Erhoéhung des zulassigen Defizits) bestimmt. Bei der Erarbeitung der
VeraufRerungsstrategie der einzelnen Sanierungs- und EntwicklungsmafRnahmen finden die
Maf3gaben dieser neuen Regelungen in der bestehenden Leitlinie Beriicksichtigung. Es ist
regelmafig zu informieren.

c) Grundsétzlich werden stadtische Grundstiicke nicht verauf3ert. Sie dienen der Deckung
von Flachenbedarfen der 6ffentlichen Daseinsvorsorge. Nur falls Flachen fur die 6ffentliche
Daseinsvorsorge entbehrlich sind, ist eine Verau3erung moglich. Dabei sind die
Bestimmungen der Brandenburger Kommunalverfassung (insbesondere § 79 BbgKVerf)
und der Genehmigungsfreistellungsverordnung in der jeweils glltigen Fassung zu
beachten. Zur Vermeidung von Verlusten fur die Landeshauptstadt Potsdam ist dariber
hinaus ein Verkauf unterhalb des Buchwertes nur in Ausnahmefallen zulassig.

d) Die Verwaltung legt der Stadtverordnetenversammlung regelmaRig eine Verkaufsplanung
vor, aus der die geplanten Verkéufe der Grundstiicke der Landeshauptstadt Potsdam und
die Zuordnung zu den Segmenten dieser Leitlinie hervorgeht. Angestrebt wird fur diese
Planung ein 2-Jahres-Turnus, beginnend 2021.

e) Zur Vorlage der jeweils nachsten Planung erfolgt eine Berichterstattung tber die
umgesetzten und noch laufenden Verfahren.

1) Dieses sind Grundstiicke des Finanzvermdgens und des Eigenbetriebes KIS. Grundstiicke des Infrastrukturvermogens sind in der
Regel unentbehrlich. Fir die Grundstiicke des Treuhandvermégens gilt 1 b).

2 Der hohe Aufwand fiir Konzeptverfahren fiir kleinere Einzelflachen mit weniger als 1.000m2, die nicht an weitere Flachen der Stadt
grenzen, ware angesichts des geringen Beitrages fur bezahlbares Wohnen unverhaltnismagig.
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Die Verkaufsplanung wird auch weiterhin gem. MV 18/SVV/0169 das Ergebnis der
systematischen Prifung enthalten, ob im Einzelfall ein Erbbaurecht bestellt werden kann.
Diese Prufung findet nicht in Sanierungs- und Entwicklungsgebieten statt, da hier die
Einnahmen aus der Grundstiicksverau3erung zur Umsetzung der Gesamtmal3hahme
bendtigt werden und damit Erbbaurechte nicht umsetzbar sind.?

Wohnungsbauflachen

Flachen fir Geschosswohnungsbau, soweit diese nicht an die stadtische
Wohnungsgesellschaft (Pro Potsdam) tibertragen werden, sollen in der Regel auf der
Grundlage von Konzeptverfahren verauf3ert werden, da die Landeshauptstadt auch bei der
VeraulRerung wohnungspolitische Ziele umsetzen will. Diese bestehen vor allem darin,
langfristig bedarfsgerechten Wohnraum fir breite Teile der Bevolkerung zu schaffen und zu
erhalten. Vorrang haben dabei Bedarfe, die auf dem freien Immobilien- und
Grundstiicksmarkt nicht gedeckt werden.

Mit der VerauRerung von Flachen flr Geschosswohnungsbau soll erreicht werden, dass
eine differenzierte Mischung unterschiedlicher Wohnungen in den Stadt- und Ortsteilen
entsteht. Dabei soll ein angemessener Anteil von geférdertem und mietpreisreduziertem
Wohnungsbau mit Belegungsbindung realisiert werden.

Bei Flachen, auf denen gemischte Nutzungen (sowohl Wohnungsbau als auch andere
Nutzungen wie z.B. Gewerbe, Soziale Infrastruktur) mdglich und gewtiinscht sind, sind die
Verfahren entsprechend zu gestalten.

Flachen, auf denen Geschosswohnungsbau zuldssig ist, sollen flir den geférderten
Mietwohnungsbau (vgl. 2.1) und fur preisgedampften Mietwohnungsbau (vgl. 2.2) veraul3ert
werden. Begriindete Ausnahmen sind mdglich.

MaRstab fir die Aufteilung der Flachen ist die baurechtlich mogliche Geschossflache.* Es
ist die Mischung verschiedener Arten von Wohnungsbau auf einem Grundstuck moglich.

Bei der Entwicklung von grof3eren Gebieten und Stadtteilen (Orientierung: mehr als 500
Wohnungen) soll der ,Potsdamer Drittelmix“ umgesetzt werden: Ein Drittel der realisierbaren
Geschossflache soll fir den geforderten Wohnungsbau verauf3ert werden, ein Drittel fur
preisgedampften Mietwohnungsbau und ein Drittel iber Konzeptverfahren mit Preisanteil.

Da bei solchen Gebieten in der Regel die Entwicklung insgesamt langer als zwei Jahre
dauert, soll die Aufteilung im Rahmen der Gesamtentwicklung umgesetzt werden. Zu
beachten ist dabei, dass die unterschiedlichen Segmente moglichst gleichm&Rig tiber den
Entwicklungszeitraum verteilt werden, um eine gute Mischung zu erreichen.

Fur alle anderen stadtischen Grundsticke gilt die bestehende ,Leitlinie Grundsticksverkaufe,
DS-Nr.11/SVvV/0889 unverandert fort.

3 Die Bestellung von Erbbaurechten in diesen Gebieten wéare nur mit einer Erhdhung des Defizits, dem Ausgleich des
Defizits aus dem Haushalt bzw. dem Ankauf von Flachen mit Haushaltsmitteln aus dem Treuhandvermégen realisierbar.
Dieses ist vor dem Hintergrund der Haushaltslage derzeit nicht umsetzbar.

4 Nachrichtlich werden auch Wohnungen nach einer Standardberechnung bei der Planung und Berichterstattung
dargestellt. Der Ansatz fiir die Standardwohnung in Orientierung am Potsdamer Baulandmodell: Geschossflache Wohnen
nach BauNVO abziiglich 30% Konstruktions-, Verkehrs- und Funktionsflachen) = Wohnflache / 75m2 = Wohnungszahl
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2.1 Geférderter Mietwohnungsbau

a)

b)

d)

f)

9)

Fur den geférderten Mietwohnungsneubau sind die jeweils geltenden Regelungen der
Wohnraumforderung des Landes Brandenburg zu beachten.®

Voraussetzung daftr sind verfiigbare Fordermittel des Landes Brandenburg. Auch wenn die
Kaufer nicht verpflichtet werden kénnen und sollen, Fordermittel tatsachlich in Anspruch zu
nehmen, sind die Regelungen der Landesférderung Grundlage des Verfahrens. Daher muss
es zumindest moglich sein, die entsprechende Forderung zu beantragen.

Der Verkauf der Grundstlicke in dieser Kategorie erfolgt im Rahmen eines
Konzeptverfahrens zum reduzierten Festpreis unter Anwendung der Genehmigungs-
freistellungsverordnung (GenehmFV), insbesondere des § 2 Abs. 3 GenehmFV. Dabei
werden die vorhandenen Reduzierungsmadglichkeiten ausgeschopft. Fur den Anteil der
Flache®, der mit Bindungen belegt wird, wird ein Abschlag vom Verkehrswert von 40%
gewahrt. Fur den tbrigen geforderten Wohnungsbau wird ein Abschlag vom Verkehrswert
von 20% gewahrt. (s. Modellrechnung im Anhang)

Grundlage ist dabei der durch einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen
ermittelte Verkehrswert.

Bewertungskriterien sind die Uber die Mindestvorgaben zu Mietpreis- und
Belegungsbindungen hinausgehende Bindungen (Umfang und Dauer) und die Mieten im
ungebundenen Teil. Im begriindeten Einzelfall, z.B. um besondere Wohnbedarfe zu
realisieren, kdnnen die Kriterien entsprechend erganzt werden.

Im Verfahren werden die Kriterien und deren Gewichtung transparent und nachvollziehbar
beschrieben.

Die Bindungen sind im Grundbuch zu sichern.

2.2 Preisgedampfter Mietwohnungsbau

a)

b)

f)

Im preisgedampften Mietwohnungsbau sollen ohne Wohnungsbauférderung Mieten
oberhalb der Mieten des sozialen Wohnungsbaus, aber unter der tblichen Marktmiete erzielt
werden.

Die Vermietung dieser Wohnungen erfolgt mit einer Bindung fir Haushalte, deren
Einkommen oberhalb der Einkommensgrenzen des BbgWoFG liegen, die aber trotzdem
Probleme haben, sich auf dem Wohnungsmarkt in Potsdam mit bezahlbarem Wohnraum zu
versorgen. Das Einkommen dieser Haushalte wird von der Landeshauptstadt Potsdam
definiert, ggf. auch in Abstufungen.

Der Verkauf der Grundstlicke erfolgt im Rahmen eines Konzeptverfahrens zum Festpreis.

Der Kaufpreis ist der durch einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen
ermittelte Verkehrswert.

Bewertungskriterien sind die glinstigste Einstiegsmiete und eine maglichst geringe
Mietentwicklung (Mietpreisbindung) sowie die langfristige Sicherung der Bereitstellung fur
die Zielgruppen des preisgedampften Mietwohnungsbaus. Im begriindeten Einzelfall, z.B.
um besondere Wohnbedarfe zu decken, kénnen die Kriterien entsprechend ergénzt werden.

Im Verfahren werden die Kriterien und deren Gewichtung transparent und nachvollziehbar
beschrieben.

5 Derzeit giiltige Regelungen der Landesférderung: mind. 75% der geférderten Wohnungen sollen mietpreis- und
belegungsgebunden sein. Mindestens 50% der Bindungen sind fur Haushalte mit einem Einkommen nach § 22
BbgWoFG) fiir eine Eingangsmiete von 5,50 € / m? bereitzustellen. Die Landeshauptstadt Potsdam erhélt ein
Benennungsrecht fiir alle gebundenen Wohnungen.

6 Dabei wird angenommen, dass der Anteil der jeweiligen Wohnflache gleich dem Anteil der Grundstiicksflache ist.
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Die Einhaltung der zuschlagsrelevanten Kriterien ist geeignet zu sichern.

2.3 Miet- oder Eigentumswohnungen ohne Mietpreis- oder Belegungsbindungen

a)

b)

c)

d)

e)

3

a)

b)

d)

Diese Konzeptverfahren zielen auf die Errichtung von Miet- oder Eigentumswohnungen
ohne Mietpreis- und Belegungsbindungen.

Der Verkauf der Flachen erfolgt im Rahmen eines Konzeptverfahrens. Dabei betragt der
Anteil bzw. die Gewichtung der konzeptionellen Kriterien (im Bieterverfahren) bei der
Bewertung der Angebote 50%. Diese Kriterien kénnen z.B. das Nutzungskonzept, die
Mischung zwischen Wohnen, Gewerbe oder anderen Nutzungen oder Angebote fir
besondere Zielgruppen sein. Mindestens muss jedoch der gutachterlich ermittelte
unbeeinflusste Verkehrswert erreicht werden.

Grundlage ist dabei der durch einen offentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen
ermittelte Verkehrswert.

Im Verfahren werden die Kriterien und deren Gewichtung transparent und nachvollziehbar
beschrieben.

Die Einhaltung der zuschlagsrelevanten Kriterien ist geeignet zu sichern.

Besondere Akteure auf dem Wohnungsmarkt

Bestimmte Akteure auf dem Wohnungsmarkt sind besonders geeignet, langfristig
bezahlbares Wohnen zu sichern, auch deutlich Gber die durch Wohnungsbauférderung
erzielten Bindungsfristen hinaus. An diese Akteure sollen vorrangig Flachen in geeigneten
Verfahren vergeben werden. Die Regelungen im Punkt 1 ¢) sind dabei jedoch zu beachten.

Die ProPotsdam GmbH hat als 100%iges stadtisches Unternehmen eine besondere Rolle
auf dem Wohnungsmarkt. Die Stadt als Gesellschafterin hat umfangreiche Mdglichkeiten,
die Geschaftspolitik der ProPotsdam GmbH zu beeinflussen und so bezahlbares Wohnen zu
sichern.

Diese Mdglichkeiten gehen deutlich tber das hinaus, was durch gesetzliche Regelungen
oder Bindungen durch Landesférderung erreicht werden kann. Um die Erflillung der
vereinbaren Ziele im Balanced-Scorecard-Verfahren auch im Neubau zu sichern, unterstitzt
die Stadt die ProPotsdam GmbH durch die Verauf3erung bzw. die Einlage von Grundstlicken
an die Gesellschaft, vorrangig in den Segmenten Sozialer Wohnungsbau und
preisgedampfter Wohnungsbau.

Mietwohnungsorganisationen’, bei denen die Mieter bzw. Nutzer sehr weitreichende
Mitbestimmungsrechte haben, verfolgen eine andere Strategie als andere
Immobilienunternehmen. Dabei hat die langfristige Sicherung des glinstigen Wohnens fur
die Mitglieder bzw. Mieter einen sehr hohen Stellenwert. Das wird z.B. durch die Satzung
bzw. andere vertragliche Regelungen abgesichert. Die Gebaude werden sehr langfristig im
Bestand gehalten. Im Durchschnitt liegen die Mieten deutlich unter dem Marktniveau.

Ein Verkauf der einzelnen Hauser oder Wohnungen oder die Umwandlung in
Eigentumswohnungen ist praktisch ausgeschlossen. Daher unterstitzt die Stadt solche
Mietwohnungsorganisationen und andere vergleichbare Gesellschaftsformen mit
zielgerichteten Konzeptverfahren, vorrangig in den Segmenten Sozialer Wohnungsbau und
preisgedampfter Wohnungsbau.

Das Studentenwerk ist durch den Gesellschaftszweck verpflichtet, bezahlbares Wohnen fir
Studierende anzubieten. Die durchschnittlichen Mieten des Studentenwerkes liegen deutlich

7 Solche Gesellschaftsformen sind insbesondere Genossenschaften, aber auch Stiftungen mit einem entsprechenden
Satzungszweck oder Gesellschaftsformen unter Beteiligung des ,Mietshausersyndikats®.
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unter denen anderer Anbieter kleiner moblierter Wohnungen in Potsdam. Vorrang fir die
Schaffung von Studierendenwohnheimen hat die Bereitstellung von Flachen durch das Land
Brandenburg. Um zusétzliche Angebote bezahlbaren Wohnens fur Studierende zu schaffen,
wendet die Stadt geeignete Konzeptverfahren an, um Grundsttcke fur dauerhaftes, gunstiges
Wohnen fur Studierende zu verauf3ern.

Baugemeinschaften sind Gruppen selbstnutzender Haushalte, die gemeinsame Projekte
entwickeln. Mdglich ist das in verschiedenen Gesellschaftsformen. Das gemeinschaftliche
Wohnen ist ein wichtiges Element mit unterschiedlich starker Ausprégung. Das bezahlbare
Wohnen steht auch bei vielen dieser Gruppen im Vordergrund, zudem engagieren sie sich
oft auch im Stadtteil. Familiengerechte Wohnungen im Geschoss sind zudem eine
Alternative zum Einfamilienhaus, im direkten Vergleich mit deutlich weniger
Flachenverbrauch. Die Stadt bietet daher gezielt Flachen fir Baugemeinschaften an,
vorrangig in den Segmenten des preisgedampften Wohnungsbaus zum Festpreis (fur
Projekte zur Miete) und Miet- oder Eigentumswohnungen ohne Mietpreis- und
Belegungsbhindungen mit Konzeptverfahren mit Preisanteil.
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4.1 Uberblick Kategorien und Verfahren Geschosswohnungsbau, Akteure Wohnungsbau

Tabelle 1
Kategorie Verfahren Besondere Akteure
Verkehrswert, Reduzierung nach
, GenehmFV
Kategorie 1 R L ProPotsdam
~ Kriterium: Uber die Mindestvorgaben . .
Geforderter . ) . Mietwohnungsorganisationen
, zu Mietpreis- und Belegungsbindungen
Mietwohnungsbau ) : Studentenwerk
hinausgehende Bindungen (Umfang
und Dauer), Mieten im ungebundenen
Teil
Kategorie 2 Festpreis = Verkehrswert : ProPotsdam_ .
Preisgedampfter Wettbewerb um die glnstigste Mietwohnungsorganisationen
Studentenwerk

Mietwohnungsbau

Einstiegsmiete und Mietentwicklung

Baugemeinschaften (Miete)

Kategorie 3
Miet- oder
Eigentumswohnungen
ohne Mietpreis- und
Belegungsbindungen

Konzeptverfahren mit Preisanteil,
(50 % Preis, 50 % andere Kriterien)

Baugemeinschaften
(Eigentum)
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4.2 Auszug und Musterrechnung Genehmigungsfreistellungsverordnung

Verordnung lUber die Genehmigungsfreiheit von Rechtsgeschéften der Gemeinden
(Genehmigungsfreistellungsverordnung - GenehmFV)

vom 4. Oktober 2019 (auf Grund des § 111 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg vom 18. Dezember 2007, GVBI. | 286)

§2 Abs. 3

,Die VeraulRerung von Grundstiicken und grundsticksgleichen Rechten, die ausschliellich der
Wohnraumversorgung von Haushalten dienen, die sich nicht angemessen mit Wohnraum versorgen
kénnen und daher auf Unterstitzung angewiesen sind und die einen Anspruch auf einen
Wohnberechtigungsschein besitzen, ist auch genehmigungsfrei, wenn der Wert gemaf} Abs. 1 Satz
1 Nummer 2 oder Nummer 3 um bis zu 40 Prozent, bei MalRBnhahmen des (lbrigen geférderten
Wohnungsbaus um bis zu 20 Prozent, unterschritten wird und der gewahrte Abschlag von diesem
Wert durch eine Mehrerldsklausel fir mindestens zehn Jahre durch ein Grundpfandrecht gesichert
wird.*

Tabelle 2: Musterrechnung unbebautes Grundstiick / § 2 Abs. 3 GenehmFV

Dargestellt wird eine mogliche Umsetzung des aktuellen Fordermodells in Brandenburg. 75% der
geférderten Wohnungen sind gebunden. Im gebundenen Teil entstehen Wohnungen fir WBS-
Haushalte und Wohnungen fiir Haushalte mit einem Einkommen bis zu 20% hdher als die WBS-
Einkommensgrenze zusammen.

Grundstiicksgroiie: 2.500m2
Angenommener Verkehrswert: 500 €/m?
Voller Verkehrswert: 1.250.000 €
Verkehrswert / Fliche
Art / Bindung Anteile| Abschlag nach §2 Preis €/m? in m2 Preis in €
Abs. 3 GenehmFV
Geférderter Wohnungsbau,
ohne Bindung (,Ubriger o o. |des
geforderter Wohnungsbau®, 25% 80% Verkehrswertes 400 625 250.000
GenehmFV)
Gebundener Anteil (WBS) o o. |des
Anfangsmiete 5,50 €/m? NK 50% 60% Verkehrswertes 300 1250 375.000
Gebundener Anteil (WBS+20) o o. |des
Anfangsmiete 7,00 €/m? NK 25% 60% Verkehrswertes 300 625 187.500
100% 2.500 812.500 €
Im Verhéltnis zum vollen Verkehrswert 65%
sind dies ’
Durchschnittlicher Preis / m2
Grundstiicksflache: 325 €/m?
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
&) | o
Landeshauptstadt
s 19/SVV/0608
offentlich
Betreff:

Grundsticksvergabe nach Konzept und Erbbaupacht

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum 27.06.2019

Eingang 922:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

14.08.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Leitlinie Grundstlcksverkaufe zu Gberarbeiten.

Die Mdglichkeit von Konzeptausschreibungen soll vorrangig in die Richtlinie aufgenommen werden.
Damit sollen auch klar definierte, nachvollziehbare Bedingungen bei Vergabe nach

Konzept formuliert werden. Ferner soll die Vergabe in der Regel in Erbbaupacht erfolgen.

Die Uberarbeitete Richtlinie ist der Stadtverordnetenversammlung im ersten Quartal 2020 vorzulegen.

gez. Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzender

Unterschrift Ergebnisse der Vorberﬁ]tunggn
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Im Rahmen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete finden in Potsdam vermehrt
Konzeptausschreibungen statt. Die Potsdamer Mitte zeigt sehr gut, dass dieses Instrument geeignet
ist, in zentraler Lage sowohl bezahlbares Wohnen als auch gestalterische Aspekte zu
berlcksichtigen. Das Instrument bietet auch die Mdglichkeit, gemeinschaftliche Wohnprojekte
vorrangig bei Ausschreibungen zu berucksichtigen. Ansatze fur Konzeptausschreibungen sind bisher
sehr unterschiedlich.
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 19/SVV/1267
offentlich
Betreff:

Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden

Einreicher: Fraktion CDU Erstellungsdatum 14.11.2019

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

04.12.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam
dahingehend zu andern, dass Jagdgebrauchshunde mit Brauchbarkeitsprifung grundsatzlich von der
Hundesteuer befreit sind. Unabhangig davon, wo der JagdauslUbungsberechtigte mit giltigem
Jagdschein die Jagd ausubt.

gez. C. Viehrig
Fraktionsvorsitzende/r

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |E Termin: 1. Quartal 2020
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

In Absatz 3d) §4 der Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam ist die Steuerbefreiung von
Jagdgebrauchshunden geregelt. Derzeit werden Hunde von der Steuer befreit, die erfolgreich eine
Gebrauchsprifung abgelegt haben und deren Halter einen gultigen Jagdschein besitzen. Die
Einschrankung, dass die Jagd Uberwiegend auf dem Gebiet der Stadt Potsdam erfolgen muss,
schliel3t den Grofteil der Jagerinnen und Jager mit Gebrauchshund von dieser Steuerbefreiung aus.
Denn der Uberwiegende Teil von Potsdam ist ein befriedeter Bezirk. Das bedeutet, dass eine
Jagdausubung in Potsdam nicht erfolgen kann. Somit kdnnen derzeit so gut wie keine
Steuerbefreiungsantrage genehmigt werden.

Die derzeitige Satzung ist somit weder praxistauglich noch gerecht und dient nicht dem Naturschutz.
»~Jagd ohne Hund ist Schund!“ lautet eine inoffizielle Jagdregel. Insbesondere, da es sich bei
gepruften Jagdhunden um sehr gut ausgebildete Hunde handelt. Eine Gebrauchsprufung erfolgreich
abzulegen, verlangt den Hunden sowie den Besitzern sehr viel Zeit und Engagement ab. Denn
Jagdgebrauchshunde erméglichen eine waidgerechte Jagd, die insbesondere dem Naturschutz dient.
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o [] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POTSDAM Stadtverordnetenversammlung D Erqs ;
(7 der rganzungsantrag
V Landeshauptstadt 19/SVV/1267

Potsdam Neue Fassung
' X1 &ffentlich
Einreicher: Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Betreff: Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden
Erstellungsdatum 09.12.2019
Eingang 922:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
18.12.2019 FA X

Anderungs-fErganzungsversehlag Neue Fassung:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung einen Entwurf zur Anderung

der die Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam vorzulegen,

1. mit der Jagdgebrauchshunde mit Brauchbarkeitsprifung auch dann von der Hundesteuer befreit
werden, wenn der Jagdaustibungsberechtigte mit giiltigem Jagdschein die Jagd Uberwiegend auBer
halb von Potsdam austbt und dazu in § 4 (3) d die Worte ,lUberwiegend flr die Jagd in Potsdam*
gestrichen werden;

2. mit der auch Gebrauchshunde zur Bewachung gewerblich gehaltener Herden von der Hundesteuer
befreit werden und dazu in § 4 (3) b die Worte ,nicht gewerblich gehaltenen“ gestrichen werden.

Begriindung

Zu 1: In Absatz 3 d) § 4 der Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam ist die
Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden geregelt. Derzeit werden Hunde von der Steuer befreit, die
erfolgreich eine Gebrauchsprifung abgelegt haben und deren Halter einen glltigen Jagdschein
besitzen. Die Einschréankung, dass die Jagd tberwiegend auf dem Gebiet der Stadt Potsdam erfolgen
muss, schlieBt den GroBteil der Jagerinnen und Jager mit Gebrauchshund von dieser Steuerbefreiung
aus. Der Uberwiegende Teil von Potsdam ist ein befriedeter Bezirk. Das bedeutet, dass eine
JagdausUbung im Uberwiegenden Teil Potsdams nicht erfolgen kann. Somit kdnnen derzeit so gut wie
keine Steuerbefreiungsantrdge genehmigt werden.

Die derzeitige Satzung ist somit weder praxistauglich noch gerecht und dient nicht dem Natur-und dem
Waldschutz. Der notwendige Waldumbau hin zu Mischwéldern mit Gberwiegender Naturverjlingung ist
ohne eine intensive Jagd nicht mdglich.

,~Jagd ohne Hund ist Schund!” lautet eine inoffizielle Jagdregel. Insbesondere, da es sich bei gepriften
Jagdhunden um sehr gut ausgebildete Hunde handelt. Eine Gebrauchspriifung erfolgreich abzulegen,

Fortsetzung auf der Riickseite




TOP 4.6

Fortsetzung Begriindung

verlangt den Hunden sowie den Besitzern sehr viel Zeit und Engagement ab. Jagdgebrauchshunde
ermdoglichen eine waidgerechte Jagd, die insbesondere dem Naturschutz dient.

Zu 2. Auf die Halter von Herden kommen durch die Wiederausbreitung des Wolfes neue
Herausforderungen zu. Herdenschutzhunde sind eine sehr effektivste Form des Herdenschutzes.
Jedoch stehen auch die gewerblichen Halter von z.B. Schafherden aus verschiedenen Griinden
okonomisch sehr stark unter Druck, so dass man sich um den Erhalt dieser auch 6kologisch sehr
sinnvollen Form der Tierhaltung sorgen muss. Die Annahme, dass gewerbliche Halter von Herden
dieser Steuerbeglinstigung nicht bedlrfen, trifft daher nicht zu.

Unterschrift
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—— [[] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.

POTSDAM Stadtverordnetenversammliung |:| Eras trag

2y der rganzungsan
v Landeshauptstadt DS 19/8VV/1267

Potsdam X] Neue Fassung
Xl offentlich

Einreicher: Fraktion CDU
Betreff: Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden

Erstellungsdatum 19.02.2020

Eingang 922:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
19.02.2020 Finanzausschuss X

Anderungs-/Erganzungsvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammiung einen Entwurf zur
Anderung der die Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam vorzulegen, mit dem alle
Jagdgebrauchshunde mit Brauchbarkeitsprifung, die auf dem Gebiet der LHP eingesetzt werden,
von der Steuer befreit und die Jagdbebrauchshunde, deren Jagdaustbungsberechtigte mit
glltigem Jagdschein die Jagd anderswo austiben, bei der Steuer um 50 % ermaBigten werden.

Begriindung:

In Absatz 3 d) § 4 der Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam ist die
Steuerbefreiung von Jagdgebrauchshunden geregelt. Derzeit werden Hunde von der Steuer
befreit, die erfolgreich eine Gebrauchsprifung abgelegt haben und deren Halter einen gultigen
Jagdschein besitzen. Die Einschrankung, dass die Jagd Uberwiegend auf dem Gebiet der Stadt
Potsdam erfolgen muss, schlieBt den GrofBteil der Jagerinnen und Jager mit Gebrauchshund von
dieser Steuerbefreiung aus. Der Uberwiegende Teil von Potsdam ist ein befriedeter Bezirk. Das
bedeutet, dass eine Jagdaustbung im Uberwiegenden Teil Potsdams nicht erfolgen kann. Somit
kénnen derzeit so gut wie keine Steuerbefreiungsantrage genehmigt werden.

Die derzeitige Satzung ist somit weder praxistauglich noch gerecht und dient nicht dem Natur-und
dem Waldschutz. Der notwendige Waldumbau hin zu Mischwaldern mit Gberwiegender
Naturverjiingung ist ohne eine intensive Jagd nicht méglich. In der Sache ist ohnehin nicht
nachvollziehbar, warum nur die Jagd in Potsdam begunstigt sein soll, die Jagd, auBBerhalb
Potsdams aber nicht, denn Potsdam profitiert auch von naturnahen und vitalen Wéldern in seinem
Umland. Eine Angleichung ist daher sinnvoll.

Es ist jedoch unklar, wie viele Jagdgebrauchshunde dies in Potsdam betreffen wiirde, auch wenn
klar ist, dass die von der Veraltung vorgelegt Schatzung erheblich Gberhéht sein dirfte. Dennoch
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sollte die Angleichung bei einer 50-prozentigen Steuerermafigung erfolgen. So werden etwaige
Steuerausfalle begrenzt. Fir die Zukunft ist dann auch bekannt, wie viele Jagdgebrauchshunde
es in Potsdam tatsé&chlich gibt.

gez. A. Lidcke, gez. G.Th Friederich
Fraktionsvorsitzende CDU Fraktionsvorsitzender CDU

Unterschrift
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 20/SVV/0031
offentlich
Betreff:

Blrgerhaushalt Potsdam 2020/21 'TOP 20 - Liste der Blrgerinnen und Birger', Nummer 2:
Hundesteuer in Potsdam erhdhen

Einreicher: Stadtverordneter Heuer als Vorsitzender der Erstellungsdatum 09.01.2020
Stadtverordnetenversammlung Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieRen:

Die Hundesteuer wird erhdht. Steuerfreiheit fur kleine Hunde wird abgeschafft.

P. Heuer
Vorsitzender
Stadtverordnetenversammlung

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Vorschlag wurde im Burgerhaushalt 2020/21 der Landeshauptstadt Potsdam eingereicht. Der
Vorschlag wurde im Blrgerhaushalt 2020/21 der Landeshauptstadt Potsdam eingereicht. Er erhielt
von den Potsdamerinnen und Potsdamern bei der abschlieRenden Votierung insgesamt 8.627
Punkte, wurde unter der Nummer 2 in die "Top 20 - Liste der Birgerinnen und Bilrger" aufgenommen
und am 29. Januar 2020 der Stadtverordnetenversammlung tUbergeben.

Einschatzung der Landeshauptstadt Potsdam (Stand September 2019):

Die Hundesteuer in der Landeshauptstadt Potsdam ist unverandert seit 01.07.2013 (nach 2.
Anderung der urspriinglichen Satzung vom 26.02.2004). Steuermaflstab (feste Betrége) ist die
Anzahl der gehaltenen Hunde bzw. die Einstufung als gefahrlicher Hund. Die Grundsatze der
Hundesteuersatzung der Landeshauptstadt Potsdam gelten bereits jetzt fir alle Hunde. Eine
Steuerbefreiung aufgrund der Grofle der Hunde sieht die Satzung nicht vor.

In Anlehnung an die BezugsgréRen (Hundebestand 2019) ergeben sich folgende betragsmafige
Erhéhungen pro Jahr:

* Erhéhung um 1%: Erhéhung um ca. 7.500 Euro

* Erhéhung um 2%: Erhéhung um ca. 15.000 Euro

Bei der Zeitplanung fir eine Satzungsanderung sind die einzubeziehenden Gremien sowie die
Schaffung von technischen Voraussetzungen zu bertcksichtigen. Fir Planungszwecke sollte sich ein
halbes Jahr Vorlauf ergeben. Hierbei ware zusatzlich zu bericksichtigen, dass die
Jahresbescheidschreibung jeweils zum 1. Januar des Jahres erfolgt. Unterjahrige Anderungen wéren
insoweit nicht ohne weiteren Verwaltungsaufwand (unter Einsatz von Personal und zusatzlichen
Druck- und Portokosten) moglich.

Originalvorschlage:

636. Hundesteuer erhdhen

Meiner Meinung nach kdnnte die Hundesteuer erhdht werden. Es gibt viele zu viele Tiere in der Stadt.
Das kdnnte damit eingedammt werden. Gerade im Zentrum Ost werden die Grunflachen aufgrund der
Hundehinterlassenschaften vielmals tberstrapaziert.

1226. Hundesteuer sollte erhdht werden
Die Hundesteuer sollte erhoht werden. Hunde verunreinigen noch immer die Stadt.
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1034. Hundesteuererhdhung zur Finanzierung steigender Ausgaben
Damit Potsdam steigende Ausgaben finanzieren kann, sollten folgende Einnahmen erhdht werden:

Hundesteuer erhohen

1136. Hundesteuer fur alle Hunde!

Es ist nicht mehr zeitgemaR, dass kleinere Hunde steuerfrei gehalten werden. Gerade die Anzahl
dieser Hunde hat massiv zugenommen. Steuerfreiheit fur kleine Hunde abschaffen und far
Gleichberechtigung sorgen, ist daher die Forderung.
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam ZOISVVI0247
offentlich
Betreff:

Aufgabengerechte Personalausstattung

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum 18.02.2020

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieBen:

Der Oberbirgermeister wird aufgefordert, unverziglich Malnahmen zur Personalverstarkung zu
ergreifen, um die zlgige Erfillung der Auftrdge der Stadtverordnetenversammlung fir den Bereich

Wohnen (v.a. Satzung Wohnraumzweckentfremdungsverbot, Prifung Mietendeckel, Evaluierung
Wohnungskonzept mit Schlussfolgerungen) sichern zu kdnnen.

Uber den Stand der Umsetzung ist der Hauptausschuss monatlich zu informieren.

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung;

Obwohl dringender  Handlungsbedarf =~ zur  Umsetzung konkreter ~ Vorgaben der
Stadtverordnetenversammlung fir die Weiterentwicklung von Instrumenten der Stadt zur Sicherung
bezahlbaren Wohnens besteht, sieht sich die Verwaltung nicht in der Lage, entsprechende Auftrage
der Stadtverordnetenversammlung ziigig zu erflllen. Das bezieht sich z.B. auf die Umsetzung des
Wohnraumzweckentfremdungsverbots durch Beschluss einer stadtischen Satzung. Offensichtlicher
Grund fir dieses zdgerliche Vorgehen ist die unzureichende Personalausstattung im zustandigen
Fachbereich. Da die Sicherung bezahlbaren Wohnens in den stadtischen Zielen eine hohe Prioritat
hat, muss schnell gehandelt werden.



	Tagesordnung
	Nachtrag
	Nachtragstagesordnung

	Sitzung Anlage 01 'Niederschrift FA 22.01.2020'
	Ö Top 4.1 19/SVV/0809
	Ö Top 4.2 19/SVV/1414
	Ö Top 4.3 19/SVV/1249
	Ö Top 4.4 20/SVV/0223
	Für Treuhandvermögen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete wird diese Leitlinie sinngemäß angewandt.

	Ö Top 4.4 20/SVV/0223 Anlage 01 'Anlage 1 Leitlinie Grundstücksverkäufe'
	Ö Top 4.5 19/SVV/0608
	Ö Top 4.6 19/SVV/1267
	Ö Top 4.6 19/SVV/1267 Anlage 01 'neue Fassung Bündnis 90/Die Grünen'
	Page 1
	Page 2

	Ö Top 4.6 19/SVV/1267 Anlage 02 'neue Fassung CDU vom 19.02.2020'
	Ö Top 4.7 20/SVV/0031
	Ö Top 4.8 20/SVV/0247

